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Vorwort 

Dass der Sozialstaat bislang moralphilosophisch auf schwachen Füßen steht, 
zeigt sich spätestens immer dann, wenn seine Kritiker die Stimme erheben, 
um ihm die Verletzung elementarer Freiheiten oder angeblich wohlverdien-
ter Privilegien vorzuwerfen; regelmäßig stoßen in solchen Augenblicken die 
kritischen Einwände schnell auf neugieriges Interesse oder sogar Zustim-
mung, weil, so hat man den Eindruck, jedes durchsichtige, allgemein nach-
vollziehbare Argument für sozialstaatliche Maßnahmen zu fehlen scheint – 
man denke nur zurück an die geistige Verwirrung, die vor einigen Jahren der 
Angriff Peter Sloterdijks auf eine Steuerpolitik zugunsten der Schlechterge-
stellten in den bundesrepublikanischen Feuilletons ausgelöst hat (Sloterdijk 
2009). Gewiss, es gibt da und dort ernstzunehmende Versuche, den Sozial-
staat politisch-philosophisch zu begründen, indem etwa auf die Verpflich-
tung demokratischer Staaten zum Schutz des Wohlergehens oder der Parti-
zipationschancen aller seiner Bürger und Bürgerinnen verwiesen wird; im 
bundesrepublikanischen Kontext hat einen solchen Vorschlag vor zwanzig 
Jahren Frank Nullmeier mit der interessanten These unterbreitet, dass nur 
mit Hilfe sozialstaatlicher Maßnahmen allen Gesellschaftsmitgliedern gegen-
über jenes Mindestmaß an sozialer Wertschätzung öffentlich zum Ausdruck 
gebracht werden kann, welches auf Dauer das Aufkommen giftiger, gesell-
schaftszersetzender Konflikte um Rang und Status zu verhindern vermag 
(Nullmeier 2000). Aber im Großen und Ganzen sind Begründungen dieser 
Art gering an der Zahl und arm an gedanklicher Substanz; die herrschende 
Doktrin des Liberalismus scheint sich schwer damit zu tun, aus sich heraus 
Argumente dafür zu entwickeln, warum wir uns als demokratische Bürger 
und Bürgerinnen zur beherzten Unterstützung sozialstaatlicher Um-
verteilungen und Sicherungen verpflichtet fühlen sollten. 

Diesem theoretischen Defizit abzuhelfen, ist das erklärte Ziel des Bu-
ches, das es hier kurz vorzustellen gilt. Sein Autor, Oliver Krüger, hat sich 
nicht nur vorgenommen, die Gründe zu erkunden, die der unzulänglichen 
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Beschäftigung des politischen Liberalismus mit dem Sozialstaat zugrunde 
liegen könnten; er will darüber hinaus auch eine moraltheoretische Perspek-
tive umreißen, die es erlauben soll, die vielfältigen Leistungen von sozial-
staatlichen Einrichtungen besser, überzeugender und konsistenter zu be-
gründen. Beide Aufgaben werden in der Studie in einer Weise angegangen, 
die durchaus als mustergültig angesehen werden kann: Kritische Erörte-
rungen der wichtigsten Literatur zum Thema wechseln sich mit anschau-
lichen Darstellungen der zentralen Herausforderungen der Sozialpolitik ab, 
häufig noch verlebendigt durch Beispiele aus Romanen oder Filmen, so dass 
insgesamt ein gut lesbarer, systematisch aufgebauter Text entstanden ist, der 
zugleich historische Rückschau, soziologische Aufklärung und philosophi-
sche Begründungsarbeit liefert. 

Den Auftakt der Studie, die auf eine Dissertation am Fachbereich Philo-
sophie der Universität Hamburg zurückgeht, bildet mit guten Gründen der 
Versuch, zunächst erst einmal zu bestimmen, warum der moderne 
Rechtsstaat überhaupt Aufgaben zu lösen haben soll, die sich als »sozial« 
verstehen lassen. Die Antwort, die Oliver Krüger auf diese Ausgangsfrage 
gibt, lässt sich wohl am besten als »rekonstruktiv« bezeichnen, werden doch 
in Form eines Nachvollzugs der mutmaßlichen Gerechtigkeitsvorstellungen 
der in einem Sozialstaat lebenden Bürger die Argumente freigelegt, die aus 
deren Sicht staatliche Hilfeleistungen für durch bestimmte Risiken betrof-
fene Personengruppen begründen können: Das »sozialstaatliche Institutio-
nengefüge«, welches sich in den letzten beinah einhundertfünfzig Jahren in 
vielen Staaten Europas in verschiedenen Gestalten und mit jeweils unter-
schiedlichen Begründungen herausgebildet hat, erfüllt die intuitiv vollkom-
men einleuchtende Funktion, denen zu helfen, die unverschuldet von 
Armutslagen bedroht sind, die sie entweder der Entwürdigung ausliefern 
oder aus dem gesellschaftlichen Leben ausschließen würden. Insofern ruht 
der gegebene Sozialstaat, soweit es ihn heute in althergebrachter Form 
überhaupt noch gibt, auf einem Sockel von alltäglichen Überzeugungen, 
moralischen Begründungsfiguren und entsprechenden Institutionen, denen 
es gemeinsam ist, mit geeigneten Mitteln soziale Gerechtigkeit walten zu las-
sen. Allerdings mangelt es diesen normativen Gegebenheiten derart deutlich 
an Stringenz, Systematik und Kraft, dass sie jederzeit wieder entweder in 
Gänze oder in Teilen in Zweifel gezogen werden können; und so stellt sich 
für Oliver Krüger daher mit Fug und Recht die Frage, ob sich nicht das, was 
wir an sozialstaatlichen Praktiken bereits besitzen, mit Hilfe eines einzigen 
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Prinzips oder einer konsistenten Theorie so rechtfertigen ließe, dass sich zu-
künftig Dispute über Sinn und Wert des Sozialstaats weitgehend erübrigen 
würden. 

Der Versuch, eine solche stimmige, normativ überzeugende Konzeption 
des Sozialstaats zu entwickeln, bildet den Kern dessen, was sich Oliver 
Krüger mit seiner Studie vorgenommen hat; ihm geht es darum, die bereits 
bestehenden Praktiken und Überzeugungen in einer moralphilosophischen 
Form zu rekonstruieren, die ihnen auf Dauer allgemeine Zustimmungs-
fähigkeit verleihen kann. Um dies leisten zu können, bedarf es nach seiner 
Auffassung allerdings zunächst des Nachweises, dass die heute vorherr-
schende Doktrin des politischen Liberalismus zu einer derartigen Theorie 
nicht in der Lage ist; wäre es anders, böte also die normative Gerechtig-
keitstheorie der Gegenwart bereits die angemessenen Mittel für eine 
moralphilosophische Fundierung des Sozialstaats, würde sich die Suche 
nach neuen Wegen der Vereinheitlichung unserer schon disparat existieren-
den Praktiken ja erübrigen. Es sind zwei Elemente am zeitgenössischen, im 
wesentlichen durch die Theorie von John Rawls bestimmten Liberalismus, 
die Oliver Krüger als Grund für dessen Unvermögen ausmacht, zu mehr als 
nur diffusen, unzusammenhängenden Bestimmungen der Aufgaben des So-
zialstaats zu gelangen: Da ist zum einen die Tendenz, es bei bloß prozedu-
ralen Bestimmungen von Gerechtigkeitsgrundsätzen zu belassen, so dass die 
Ebene konkreter Maßnahmen sozialpolitischen Handeln selbst dann nicht 
erreicht werden kann, wenn »abstrakt« jedem Gesellschaftsmitglied ein 
Anrecht auf ein »soziales Minimum« an sogenannten »Grundgütern« 
eingeräumt wird; und da ist zum anderen das selbstauferlegte Neutralitäts-
gebot, das besagt, sich angesichts des bestehenden Wertpluralismus gegen-
über spezifischen Auffassungen des »Guten« neutral zu verhalten, so dass 
Aussagen über das ethische Ziel staatlichen Handelns nicht gefällt werden 
dürfen. Beide Bestandteile des politischen Liberalismus der Gegenwart 
zusammengenommen, die »Flucht in die abstrakte Theorie« und das »Gebot 
staatlicher Neutralität«, verhindern aus der Sicht von Oliver Krüger, dass 
sich auf dessen Boden eine überzeugende, in sich kohärente Konzeption des 
Sozialstaats entfalten lässt. Ist dieser Weg aber versperrt, wenn es um die 
Möglichkeit einer solchen einheitlichen Theorie geht, so bietet es sich an, die 
Lösung in der genau entgegengesetzten Richtung zu suchen; und daher prüft 
Oliver Krüger im nächsten Schritt seiner Studie, ob sich der dem 
Neutralismus kontrastierende, letztlich auf Aristoteles zurückgehende 
»Perfektionismus« eher dazu eignet, unseren sozialstaatlichen Praktiken 
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einen moralisch konsistenten, öffentlich rechtfertigbaren Ausdruck zu 
verleihen. Ein wenig erstaunlich an dieser Zuflucht zum Gegenpol des 
liberalen Neutralismus bleibt freilich, dass Zwischenpositionen wie die der 
Habermasschen Diskurstheorie des Rechts erst gar nicht daraufhin befragt 
werden, ob sie sich nicht ebenso gut für eine wirklichkeitsnähere, empirisch 
gehaltvolle Rechtfertigung sozialstaatlicher Maßnahmen eignen würden 
(Habermas 1992).  

War es dem Autor schon ein wichtiges Anliegen, dem politischen Libe-
ralismus eine möglichst umfassende, seinen Stärken und Schwächen gerecht 
werdende Darstellung zu widmen, so gilt das in noch stärkerem Maße für 
den »politischen Perfektionismus«, fristet dieser doch im politisch-
philosophischen Diskurs der Gegenwart eher ein Schattendasein – jedem, 
der sich mit der entsprechenden Strömung vertraut machen möchte, ist 
daher mit der Lektüre des ihr zugedachten Kapitels im vorliegenden Buch 
bestens geholfen. Im Unterschied zur herrschenden Doktrin des Liberalis-
mus geht der politische Perfektionismus davon aus, dass sich begründete 
Aussagen über staatliche Aufgaben nicht ohne Rekurs auf die wertvollen, 
verbesserungsfähigen Anlagen des Menschen fällen lassen; für alle Vertreter 
dieser Auffassung gilt demnach, wie Oliver Krüger sehr schön darlegt, dass 
dem staatlichen Handeln immer auch die Pflicht oder Bestimmung 
zukommt, dasjenige an den Gesellschaftsmitgliedern zu fördern und zu ku-
ltivieren, was sich an ihnen als »objektiv« oder »intersubjektiv« gut begreifen 
lässt. Natürlich lädt eine solche ethische Theorie schnell zum Missbrauch 
ein, weil mit ihrer Hilfe unter Verweis auf angeblich wertvolle Eigenschaften 
des Menschen unschwer staatliche Maßnahmen begründet werden können, 
die deutlich illiberale oder stark paternalistische Züge tragen; um dieser 
Gefahr von vornherein entschieden zu begegnen, schränkt Oliver Krüger 
das Spektrum des für seine Absichten tauglichen Perfektionismus sogleich 
auf nur solche Positionen ein, die die Autonomie oder die 
Selbstverwirklichung als den förderungswürdigen Wert aller Bürger und 
Bürgerinnen begreifen – damit, so ist er zu Recht überzeugt, bleibt 
ausgeschlossen, dass ein derartiger Perfektionismus je zu Zwecken verwen-
det werden könnte, die dem liberalen Grundsatz der gleichen Freiheit aller 
Gesellschaftsmitglieder widersprechen. Was es nun aber heißen könnte, den 
Wert der individuellen Autonomie zum förderungswürdigen Ziel aller 
sozialpolitischen Aufgaben des Staates zu erklären, kreist Oliver Krüger im 
nächsten Schritt seiner Studie weiter ein, indem er sich die Lehre des 
britischen Idealisten Thomas H. Green zur Richtschnur nimmt; und ohne 
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es ausdrücklich hervorzuheben, wird damit in diesem Buch ein Denker für 
die politische Philosophie erneut fruchtbar gemacht, der trotz all seiner 
großen Verdienste für die Entstehung des britischen Wohlfahrtstaates zu-
mindest im deutschsprachigen Raum stets ein weitgehend Unbekannter 
geblieben ist. Green war der Überzeugung, dass es die Aufgabe des Staates 
sei, allen Bürgern und Bürgerinnen mit Hilfe sozialpolitischer Leistungen 
diejenigen Bedingungen bereitzustellen, die es ihnen erlauben würden, »den 
Pfad der Selbstrealisierung« zu beschreiten; die dafür geeigneten Maß-
nahmen erblickte er, wie Oliver Krüger ausführt, in Reformen des bestehen-
den Bildungssystems, der herrschenden Arbeitsbedingungen und des exis-
tierenden Systems der Gesundheitsfürsorge, die allesamt das Ziel haben 
sollten, Hürden der Realisierung des eigenen, besseren Selbst zu beseitigen. 

Ausgestattet mit dem Rüstzeug eines solchen durch Green belehrten 
»liberalen Perfektionismus« macht sich Oliver Krüger im letzten Schritt 
seiner Abhandlung dann an die Aufgabe, zumindest an exemplarischen Fel-
dern zu umreißen, wie eine konsistente Theorie sozialstaatlichen Handelns 
heute beschaffen sein könnte. Das aber darf für ihn auf keinen Fall bedeuten, 
wie wir gleich zu Beginn gehört haben, nun einfach nur diese perfektionis-
tische Einsichten auf die soziale Wirklichkeit anzuwenden, um derart aus 
ethischen Grundsätzen die angemessenen sozialpolitischen Maßnahmen 
gleichsam zu deduzieren; vielmehr sollen umgekehrt nach dem bereits im 
Titel des Buches formulierten Vorsatz, stets zunächst nach dem »Guten im 
Sozialen« zu fahnden, in den bestehenden Praktiken diejenigen Ansätze 
eines sozialstaatlichen Handelns identifiziert werden, in denen sich liberal-
perfektionistische Prinzipien bereits niedergeschlagen haben, ohne freilich 
als solche explizit in Erscheinung getreten zu sein. Die Aufgabe, die sich 
Oliver Krüger im letzten Teil seines Buches stellt, besteht mithin darin, mit 
Hilfe des liberalen Perfektionismus ein ethisches Tun im Bereich der 
Sozialpolitik zu benennen, zu systematisieren und dadurch zu verbessern, 
welches sich in unserer gesellschaftlichen Wirklichkeit in unartikulierter, 
impliziter Form schon angelegt findet; als »mäeutisch« oder »rekonstruktiv« 
könnte man ein solches Verfahren bezeichnen, da es den Versuch 
unternimmt, an der sozialen Realität das »Gute« zu bergen oder explizit zu 
machen, das sich darin immer schon ein Stück weit verwirklicht haben soll. 
Mit dieser gehörigen Portion von Optimismus geht Oliver Krüger dann 
auch ans Werk, wenn er nun in den Feldern der neueren Organisation von 
Arbeit, des sozialstaatlichen Umgangs mit Behinderungen und der öffent-
lichen Erziehungspraxis diejenigen Tendenzen freizulegen versucht, die nur 
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darauf zu harren scheinen, in der ihnen angemessenen Sprache des liberalen 
Perfektionismus ausgedeutet und gerechtfertigt zu werden; und auch, wenn 
man hier mit den Schlussfolgerungen Krügers nicht in allen Einzelheiten 
übereinstimmen mag, bietet dieses Kapitel doch einen fulminanten 
Überblick über solche Entwicklungen des gegenwärtigen Sozialstaats, die 
sich, recht betrachtet, der Absicht einer Förderung von Bedingungen der 
individuellen Selbstrealisierung verdanken.  

So begründet dann am Ende das, was in der sozialen Wirklichkeit bereits 
zur Geltung gekommen ist, die Theorie und nicht umgekehrt die Theorie 
das, was in jener zu gelten hätte: Weil sich unsere sozialstaatlichen Praktiken 
nur angemessen verstehen und begründen lassen, wenn wir das in ihnen 
bereits wirksame Element eines liberalen Perfektionismus zu erkennen 
vermögen, soll dessen philosophische Theorie das richtige Mittel sein, um 
dem Sozialstaat im Ganzen zu seinem adäquaten Selbstverständnis zu ver-
helfen. Haben wir ein solches Selbstverständnis aber erst einmal gewonnen 
und wissen also, wie wir unsere disparaten Praktiken konsistent zu deuten 
hätten, so dürfte der Sozialstaat nicht mehr so einfach wie in der Ver-
gangenheit zu kritisieren sein; dann nämlich könnte dem Kritiker entgegen-
gehalten werden, dass er schlicht eine politische Wirklichkeit ignoriert, die 
wir inzwischen mit Gründen und aus wohlerwogener Einsicht für richtig 
befunden haben. Das nicht geringste Verdienst dieses kühnen und origi-
nellen Buches besteht mithin darin, uns einen philosophisch höchst beden-
kenswerten Vorschlag unterbreitet zu haben, wie wir in Zukunft unseren 
Sozialstaat gegenüber seinen Verächtern wirkungsvoller verteidigen können. 

 
Axel Honneth 

 



Einleitung 
 

»Es genügt nicht, das Bestehende darzustellen, notwendig ist es, an das 
Erwünschte und an das Mögliche zu denken.«  

Maxim Gorki  
(zit. nach Bloch 1959: 1602) 

Das Bestehende – wie es Maxim Gorki nennt – verstellt uns manchmal den 
Blick auf das wirklich Wichtige im Leben. Eine Darstellung des Bestehenden 
ist zumeist ernüchternd, manchmal sogar deprimierend. Beschränkten wir 
uns in unserem Leben auf eine reine Abbildung der Welt, wäre unser Dasein 
von Tristesse erfüllt. Was uns dagegen Hoffnung gibt, ist der Blick auf das 
Erwünschte. Indem wir uns fragen, wie eine bessere Welt aussehen könnte, 
erlangen wir die Kraft optimistischen Mutes. Nur mit dieser Kraft können 
wir den täglichen Herausforderungen begegnen und erhobenen Hauptes so-
zialen Problemen entgegentreten. Doch diese Emphase muss durch das 
Mögliche beschränkt werden. Es bringt nichts, der Welt mit Träumereien zu 
begegnen. Wir sollten stattdessen evaluieren, was möglich und damit auch 
praktisch umsetzbar ist.  

Dieser Anspruch gilt für den Sozialstaat in besonderer Weise. Kaum eine 
Idee wurde so oft ad acta gelegt wie die Idee des Sozialstaats. Regelmäßig 
treten Apologeten des freien Markts auf den Plan und bescheinigen dem 
Sozialstaat schlechte Zukunftschancen. Des Weiteren hat der Sozialstaat vor 
dem Hintergrund zunehmender Internationalisierungstendenzen zumeist 
das Nachsehen. Bisweilen wird sogar gefragt, ob die Globalisierung ein 
»Totengräber nationaler Sozialpolitik« (Fehn 2001) sei. Ein wesentliches 
Problem von solchen rhetorischen Zugängen ist ihr resignativer Impetus. 
Das Erwünschte wird in etwas Bestehendem – dem freien Markt oder der 
globalisierten Wirtschaft – verortet, das kaum oder nur wenig normativen 
Gestaltungsspielraum zulässt. Diese Tendenz lässt sich auch bei denjenigen 
erkennen, die die Sozialpolitik aktiv gestalten. Die Formel der Alter-
nativlosigkeit wird vonseiten der Politik vor allem in Krisenzeiten immer 
wieder bemüht. Dabei wird frei nach dem berühmten TINA-Prinzip (»There 
Is No Alternative!«) von Magret Thatcher davon ausgegangen, dass die 
gegenwärtige wirtschaftliche Situation keine anderen Maßnahmen zulasse, 
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als auf Kürzungen sozialstaatlicher Leistungen zurückzugreifen. Auch hier 
wird also das Erwünschte zugunsten des Bestehenden geopfert. Diese 
Formen der Resignation nehme ich in dieser Untersuchung zum Anlass, sich 
auf die normativen Grundlagen des Sozialstaats zurückzubesinnen und 
ihnen im Rahmen einer normativen Grundlegung Geltung zu verschaffen. 
Dabei soll die Trias zwischen Bestehendem, Erwünschtem und Möglichem 
nicht zugunsten wirtschaftlicher Notwendigkeiten oder einem Ideal des frei-
en Markts aufgelöst werden. Stattdessen geht es mir um eine normative 
Perspektive auf den Sozialstaat. Eine Herausforderung eines solchen Zu-
gangs ist die Verankerung der normativen Perspektive in der sozialstaat-
lichen Realität. Die daraus hervorgehenden Prinzipien dürfen nicht zu ab-
strakten Prinzipien verkommen, aus denen keine praktikablen Lösungsvor-
schläge für sozialstaatliches Handeln folgen. Stattdessen sollten jene Prin-
zipien ihr eigenes Verwirklichungspotenzial selbst enthalten, indem sozial-
staatliche Kontexte bereits im Prozess ihrer Generierung berücksichtigt wer-
den.  

Obwohl ich mich dem Sozialstaat in normativer Absicht nähere, muss 
konstatiert werden, dass der Sozialstaat kein Idealprodukt der Verwirk-
lichung normativer Prinzipien darstellt. Die derzeitige Situation moderner 
Sozialstaaten ist äußerst prekär. Bereits ein oberflächlicher Blick in die Ta-
gespresse reicht aus, um zu erkennen, dass Anspruch und Realität im Sozial-
staat divergieren. In nahezu jedem westlichen Sozialstaat gibt es zum Bei-
spiel Debatten über Bildung, Alterssicherung, das Gesundheitssystem oder 
den Umgang mit Familien. Zweifellos lädt die aktuelle Situation nicht zu 
überschwänglich-optimistischen Lobeshymnen auf den Sozialstaat ein. Fol-
gende Diagnose gilt von daher heute noch immer: »Es ist ungemütlich 
geworden im deutschen Sozialstaat« (Kaufmann 1997: 7). Das ist aber kein 
Grund zur Resignation und für einen Verzicht auf eine normative Perspek-
tive auf den Sozialstaat, sondern stellt uns eher vor die Aufgabe, ein Be-
wusstsein für die aktuellen Probleme moderner Sozialstaaten zu entwickeln. 

In dieser Untersuchung geht es mir um eine normative Grundlegung des 
Sozialstaats. Das Ziel einer solchen Grundlegung ist die Generierung einer 
Theorie des Sozialstaats. Normative Theorien sind essentiell, um normative 
Forderungen in einen systematischen Zusammenhang bringen zu können. 
Ohne normative Theorien würden solche Forderungen ziellos der Gesell-
schaft entgegentreten. Von daher können normative Theorien dabei helfen, 
unseren Ansprüchen an Gesellschaften eine generelle Orientierung zu geben 
– sie sind ein Kompass für das Normative. Eine Theorie des Sozialstaats ist 
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– wenn man diese Metaphorik aufgreift – als ein Kompass anzusehen, der 
speziell für den Gegenstand des Sozialstaats konzipiert ist. Eine solche 
Theorie hat den Sozialstaat zum Gegenstand und sollte versuchen, »die 
eigentümliche Logik des eigentümlichen Gegenstandes zu fassen« (Marx 
1844: 296). Dieser Anspruch erfordert, dass eine Theorie des Sozialstaats 
vor den Problemen, mit denen sich moderne Sozialstaaten konfrontiert 
sehen, nicht die Augen verschließt, sondern ihnen mit schöpferischer Kraft 
entgegentritt. Für die Politische Philosophie ist dieser Anspruch Schelte und 
Herausforderung zugleich. Viele Vertreter der Politischen Philosophie 
hegen den Anspruch, möglichst kohärente Theorien und allgemeingültige 
Prinzipien zu generieren. Lösungsmöglichkeiten für aktuelle Probleme 
moderner Sozialstaaten sucht man in zahlreichen Theorien der Politischen 
Philosophie vergebens. Generell sind sie zu abstrakt, als dass sie den An-
spruch einer Theorie des Sozialstaats erfüllen könnten. Den ausschlaggeben-
den Grund für diese Abstraktheit verorte ich in dieser Untersuchung in dem 
Begründungsanspruch der Politischen Philosophie. Demnach solle die Phi-
losophie allgemeingültige Aussagen generieren, die sich auf alle Gemein-
wesen gleichermaßen anwenden lassen. Innerhalb des breiten Spektrums 
von Theorien, die sich dieser fundamentalen Zielsetzung verschreiben, las-
sen sich Theorieelemente identifizieren, die die Abstraktheit begünstigen, 
wie zum Beispiel das Gebot der staatlichen Neutralität, dem sich vornehm-
lich liberale Theorien der Politischen Philosophie verschreiben. Damit sol-
len Vorstellungen des guten Lebens weitestgehend aus der politischen Theo-
rie herausgehalten werden. In diesem Grundsatz verorte ich einen wesent-
lichen Grund für die Abstraktheit der Politischen Philosophie.  

Um also der Abstraktheit politischer Theorien entgegenzuwirken, sollte 
sich die Theorie des Sozialstaats nach Alternativen jenseits der staatlichen 
Neutralität umschauen. Eine solche Alternative stellt der Perfektionismus 
dar. Im Gegensatz zur staatlichen Neutralität nimmt der Perfektionismus 
auf Normen, Werte und Praktiken Bezug, die das gute Leben betreffen, 
anstatt sie systematisch aus der Theoriebildung herauszuhalten. Die grund-
legende These dieser Untersuchung lautet von daher, dass eine normative 
Grundlegung des Sozialstaats nur unter Rückgriff auf Vorstellungen des gu-
ten Lebens gelingen kann – also im Kern perfektionistisch sein sollte. In 
dieser Untersuchung geht es mir von daher um eine perfektionistische Grund-
legung des Sozialstaats. Statt einer neutralistischen Theorie des Sozialstaats be-
nötigen wir eine perfektionistische Theorie des Sozialstaats. Mit dieser These steht 
eine weitergehende These über das Soziale in Verbindung. Das Soziale als 
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gesellschaftlicher Anspruch scheint nur mittels eines Bezugs zum Guten 
konzeptionell ausbuchstabierbar. Wie der Titel des Werks verlauten lässt, ist 
das Gute ein essentieller Bestandteil des Sozialen. Ohne das Gute kann das 
Soziale seinem eigenen Anspruch nicht gerecht werden. Das zeige ich in 
dieser Untersuchung anhand der Tatsache, dass sich im Sozialen Vorstel-
lungen des Guten auffinden lassen. Weiterhin vermisst man in Theorien, die 
bewusst auf einen Bezug zum Guten verzichten, eine soziale Komponente.  

Um diese Zielsetzung erfüllen zu können, muss man sich in einem ersten 
Schritt vergegenwärtigen, was überhaupt der Sozialstaat ist und auf welchen 
normativen Implikationen er sich gründet. Von daher gehe ich im ersten Teil 
dieser Untersuchung auf die normativen Grundlagen einer Theorie des So-
zialstaats ein. In diesem Teil präsentiere ich unterschiedliche Annäherungen 
an diese normativen Grundlagen, die verschiedene Aspekte der Sozial-
staatlichkeit berücksichtigen. Ein wesentliches Problem von vielen Theorien 
der Politischen Philosophie ist ihre ahistorische Grundkonstitution. Die ge-
schichtliche Dimension von Sozialstaatlichkeit wird bisweilen kaum bis gar 
nicht berücksichtigt. Diesem Defizit möchte ich entgegenwirken, indem ich 
den Sozialstaat als soziales Institutionengefüge verstehe, das eine historische 
Genese aufweist. Für eine Theorie des Sozialstaats ist diese Kontingenz eine 
besondere Herausforderung, weil sie verschiedenste Interpretationen des 
Sozialstaats berücksichtigen muss. Geschichtlich hat sich nicht eine richtige 
oder wahre Vorstellung des Sozialstaats herausgebildet, sondern man sieht 
sich mit zahlreichen Modellen des Sozialstaats konfrontiert, in denen 
mindestens genauso viele Gerechtigkeitsvorstellungen präsent sind. Aus 
diesem Grund sollte eine Theorie des Sozialstaats den verschiedenen 
sozialstaatlichen Grundmodellen genug normativen Spielraum lassen. Das 
bedeutet vor allem, dass sich eine solche Theorie nicht auf fertig 
ausbuchstabierte Zielvorstellungen des Sozialstaats einigen sollte, sondern 
lediglich Minimalbedingungen festlegen sollte, die für alle Sozialstaaten 
gleichermaßen Geltung beanspruchen (Kapitel I.1). Darüber hinaus geht es 
mir in der Auseinandersetzung mit den normativen Grundlagen des 
Sozialstaats um die viel beschworene Krise des Sozialstaats. Dabei 
präsentiere ich eine Interpretation dieser Krise, die für eine Theorie des 
Sozialstaats nutzbar gemacht werden kann. Auf diese Weise kann der Sozial-
staat sich wieder auf seinen eigentlichen Zweck zurückbesinnen und Lö-
sungsmöglichkeiten für soziale Probleme präsentieren (Kapitel I.2). Doch 
was sind soziale Probleme? Zur Beantwortung dieser Frage befasse ich mich 
mit der Normativität solcher Probleme. Letztlich benötigt der Sozialstaat ein 
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normatives Vokabular, um soziale Probleme überhaupt identifizieren zu 
können. Mit einem solchen Vokabular lassen sich die generellen Aufgaben 
von Sozialstaaten weiter spezifizieren (Kapitel I.3). Ein wichtiges Element 
der normativen Grundlagen des Sozialstaats ist zudem seine moralische Be-
gründung, mit der man radikalen Skeptikern und Gegnern des Sozialstaats 
begegnen kann (Kapitel I.4). Insgesamt sind die normativen Grundlagen des 
Sozialstaats eine wichtige Voraussetzung für eine Theorie des Sozialstaats – 
ohne diese Grundlagen wäre keine Theorie des Sozialstaats möglich. Da-
rüber hinaus stellen sie allerdings noch einen allgemeinen Anspruch dar, den 
normative Theorien erfüllen müssen, sofern sie für den Sozialstaat Geltung 
beanspruchen. Vor dem Hintergrund der normativen Grundlagen des So-
zialstaats müssen sich also auch die Theorien der Politischen Philosophie 
bewähren. 

Leider erfüllen viele Theorien der Politischen Philosophie diesen An-
spruch nicht oder nur bedingt. Dieses Problem ist Gegenstand des zweiten 
Teils dieser Untersuchung. Die soziale Gerechtigkeit stellt ein Grundziel des 
Sozialstaats dar. John Rawls hat mit seiner Gerechtigkeitstheorie wie kein 
anderer die Debatte über diesen Großbegriff geprägt. Von daher wird seine 
Theorie insofern auf den Prüfstand gestellt, als ich untersuche, inwiefern sie 
als Theorie des Sozialstaats taugt. Das Ergebnis fällt ernüchternd aus. Die 
Rawlssche Gerechtigkeitstheorie ist viel zu abstrakt, als dass sie als Theorie 
des Sozialstaats herangezogen werden könnte (Kapitel II.1). Doch wo liegen 
die Gründe für diese Abstraktheit? Einen wichtigen Grund hierfür stellt das 
Gebot der staatlichen Neutralität dar. Mit diesem Gebot legt sich die Po-
litische Philosophie ein selbstgewähltes Denkverbot auf, das Vorstellungen 
des guten Lebens systematisch aus den Begründungen des Sozialstaats aus-
schließt. Vor dem Hintergrund der besonderen praktischen Herausforde-
rungen einer Theorie des Sozialstaats überzeugt die Begründung für diese 
Ausklammerung von Vorstellungen des guten Lebens allerdings nicht (Ka-
pitel II.2). Letztlich scheinen die Theorien, die sich dem Gebot der staat-
lichen Neutralität verschreiben, eher die Flucht in die abstrakte Theorie an-
zutreten, als sich den praktischen Herausforderungen des Sozialstaats zu 
stellen. Um eine Theorie des Sozialstaats zu generieren, muss man sich von 
daher nach alternativen Theorien umschauen. 

Der politische Perfektionismus verzichtet auf das Gebot der staatlichen 
Neutralität. Als theoretisches Antonym zu neutralistischen Theorien ist es 
ein erklärtes Ziel dieser Strömung der Politischen Philosophie, Vorstellun-
gen des guten Lebens zu einem Rechtfertigungsgegenstand politischer 
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Theorien zu machen. Von daher wende ich mich im dritten Teil dem politi-
schen Perfektionismus in der Hoffnung zu, hier die Abstraktheit neutralist-
ischer Theorien überwinden zu können. Dabei geht es mir nicht um eine 
ideengeschichtliche Rekonstruktion der Tradition des Perfektionismus im 
Sinne einer »ideengeschichtlich informierten Vergegenwärtigung« (Henning 
2015: 16), sondern um eine systematische Annäherung an den Perfektio-
nismus. Zunächst muss der Perfektionismus als ein ethischer Ordnungs-
begriff aufgefasst werden, der sich vor allem durch seinen positiven Bezug 
zu Vorstellungen des Guten und der damit verbundenen Kritik an der staat-
lichen Neutralität auszeichnet (Kapitel III.1). Doch der Begriff des Perfek-
tionismus sieht sich der Gefahr ausgesetzt, dass er potentiell mit der Freiheit 
des Einzelnen in Konflikt geraten kann. Von daher sollte eine Konzeption 
des Perfektionismus weitere normative Ressourcen bereitstellen, um solchen 
Konflikten vorzubeugen. Ich verteidige in dieser Untersuchung eine liberale 
Konzeption des Perfektionismus, die zwar einen objektiven Bezug zu 
Vorstellungen des guten Lebens aufweist, aber in zwei Hinsichten be-
schränkt ist. Erstens sind die politischen Mittel des Perfektionismus so zu 
wählen, dass sie mit der Freiheit vereinbar bleiben (ebd.). Zweitens muss 
sich der Perfektionismus auch auf der Ebene der Theoriebegründung 
Normbezügen bedienen, die einen liberalen Impetus aufweisen (Kapitel 
III.2). Leider wird die anfängliche Hoffnung, dass der Perfektionismus die 
Abstraktheit der neutralistischen Theorie überwinden könne, enttäuscht. 
Die klassischen Theorien des liberalen Perfektionismus weisen entweder 
eine Praxisaversion auf oder sie sind wie neutralistische Theorien zu ab-
strakt. Um den liberalen Perfektionismus dennoch als Theorie des Sozial-
staats retten und sein kritisches Potenzial ausschöpfen zu können, sind eini-
ge methodologische Modifikationen vonnöten. Hierfür präsentiere ich eine 
Version des liberalen Perfektionismus, die sich durch ihren besonderen Pra-
xisbezug auszeichnet: den praktischen Perfektionismus. Erkenntnisleitend für 
dessen Praxisbezug ist die Annahme, dass sich perfektionistische Normen 
aus einer intelligiblen Betrachtung sozialer Praktiken generieren lassen 
(Kapitel III.3).  

Wie eine solche Betrachtung sozialer Praktiken aussehen kann, exempli-
fiziere ich im letzten Teil dieser Untersuchung. Am Beispiel dreier sozial-
staatlicher Kontexte – der Organisation der Arbeit (Kapitel IV.1), dem 
sozialstaatlichen Umgang mit Behinderungen (Kapitel IV.2) und der Erzie-
hung und Bildung (Kapitel IV.3) – soll gezeigt werden, dass der Perfek-
tionismus durchaus praktische Problemlösungen bereitstellen kann. 



I. Die normativen Grundlagen einer 
Theorie des Sozialstaats 

Der Sozialstaat1 ist »ein komplexes Arrangement […], das Staat, Wirtschaft 
und den Bereich der privaten Reproduktion in charakteristischer Weise ver-
bindet« (Kaufmann 1997: 20). Er präsentiert sich uns nicht in einer abge-
schlossenen Form, sondern hat sich im Laufe der Zeit gewandelt und 
verändert sich auch heute noch. Zudem sieht sich eine theoretische Betrach-
tung des Sozialstaats nicht mit einem Sozialstaat, sondern mit vielen ver-
schiedenen Sozialstaatsmodellen konfrontiert. Vor diesen Problemen steht 
auch eine Theorie des Sozialstaats. Unter den Begriff des Sozialstaats lassen 
sich alle Institutionen und Leistungen versammeln, die über die rechts-
staatliche Sicherstellung von Grundrechten hinausgehen. Dazu gehören 
zum Beispiel das Rentensystem, die Organisation des Arbeitsmarkts, der 
Umgang mit Arbeitslosigkeit, die Sozialhilfe, der Mindestlohn, die Kranken-
versicherung, die Leistungen für Familien oder die Bildung. Eine Theorie 
des Sozialstaats ist also mit einer Vielzahl an Institutionen und Leistungen 
konfrontiert, die zahlreiche Formen und Arten annehmen können. Von da-
her ist es nicht verwunderlich, dass es keinen allgemeingültigen Begriff des 
Sozialstaats gibt, den man dieser Untersuchung voranstellen könnte. »Eine 
allgemeinverbindliche Konvention darüber, was unter ›Sozialstaat‹ zu ver-

—————— 
 1 Alternativ wird für den Sozialstaat auch der Begriff »Wohlfahrtsstaat« verwendet. Einige 

Studien unterscheiden den Begriff des Sozialstaats insofern von dem des Wohlfahrt-
staates, als ersterer für die Debatte in der Bundesrepublik und letzterer für international 
vergleichende Studien vorgesehen sei (Kaufmann 1997: 21). Doch ein solcher Sprach-
gebrauch ist kaum überzeugend, weil er sich »kaum mit den internationalen Gepflogen-
heiten [deckt]« (Heinig 2008: 52). Darüber hinaus gibt es noch weitere Versuche, zwischen 
beiden Begriffen zu unterscheiden (z.B. Luhmann 1981: 7f.). Solche Versuche vermögen 
allerdings ebenfalls nicht zu überzeugen, weil sie nicht systematisch begründet sind 
(Heinig 2008: 51). Im Rahmen dieser Untersuchung wird von daher nicht zwischen den 
Begriffen »Sozialstaat« und »Wohlfahrtsstaat« unterschieden, sondern beide werden als 
Synonyme verstanden. Aufgrund der besseren Lesbarkeit verwende ich im Folgenden 
allerdings ausschließlich den Begriff »Sozialstaat«.  
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stehen ist, gibt es bislang freilich nicht« (Butterwegge 1999: 12). Dieser Tat-
sache muss sich auch eine philosophische Betrachtung des Sozialstaats 
stellen, indem sie die Variabilität verschiedener Sozialstaaten nicht übergeht, 
sondern im Gegenteil in die Theorie des Sozialstaats integriert. Dieser Her-
ausforderung wende ich mich in diesem Teil zu, indem ich mich mit den 
normativen Grundlagen einer Theorie des Sozialstaats befasse. Die ver-
schiedenen Aspekte, die ich dabei beleuchte, stellen eher Annäherungen als 
abgeschlossene Überlegungen dar. Für letzteres ist erstens der Gegenstand 
der Untersuchung zu groß. Zu denken, der Sozialstaat sei abschließend – 
also im Sinne einer universellen, allumfassenden Letztbegründung – theo-
retisch zu ergründen, ist illusionär. Zweitens sind die Werte, auf die Sozial-
staaten zurückgreifen, stark an das Denken der Bürger einzelner Sozialstaa-
ten gekoppelt, sodass eine Theorie des Sozialstaats viel normativen Spiel-
raum für spezifische Vorstellungen von Sozialstaatlichkeit lassen muss.  

Trotzdem unterliegt jeder der hier präsentierten Annäherungen ein 
systematischer Gedanke. Das erste Kapitel dieses Teils setzt sich mit dem 
Sozialstaat im Hinblick auf seine generelle Zielsetzung auseinander. Dabei 
verstehe ich den Sozialstaat als ein soziales Institutionengefüge, das histo-
risch gewachsen ist und sich gewissen normativen Zielen verschreibt. 
Darüber hinaus befasse ich mich mit der Frage, wie man mit unter-
schiedlichen Gerechtigkeitsvorstellungen, die in Bezug auf Sozialstaaten de 
facto existieren, umgehen sollte. Im zweiten Kapitel befasse ich mich mit 
der Diagnose der Krise des Sozialstaats. Leider wird bei der Verwendung 
dieser Diagnose nicht hinreichend geklärt, worauf sich die Krise überhaupt 
bezieht. Im Rahmen dieser Auseinandersetzung präsentiere ich eine Inter-
pretation dieser Diagnose, die nicht zu einer rhetorischen Leerformel ver-
kommt, sondern für eine Theorie des Sozialstaats nutzbar gemacht werden 
kann. Im Rahmen der Auseinandersetzung mit den normativen Grundlagen 
des Sozialstaats spielt diese Auseinandersetzung insofern eine Rolle, als so-
zialstaatlichen Handeln in der Wechselwirkung zu anderen Krisentendenzen 
in der Gesellschaft gesetzt werden kann. Indem ich mich im dritten Kapitel 
dieses Teils mit der Normativität sozialer Probleme befasse, soll ein nor-
matives Vokabular präsentiert werden, mit dem der Sozialstaat auf den Plan 
gerufen werden kann. Sobald bestimmte moralische Ansprüche – nament-
lich die Würde des Menschen und die Inklusion – verletzt oder nicht erfüllt 
werden, liegt ein soziales Problem vor, auf das Sozialstaaten zu reagieren 
haben. Im letzten Kapitel dieses Teils gehe ich auf verschiedene moralische 
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Begründungen ein, aus denen ein Sozialstaat folgt. Auch wenn die verschie-
denen Annäherungen dieses Teils ganz unterschiedliche Aspekte des Sozial-
staats berücksichtigen, bilden sie zusammen die normativen Grundlagen ei-
ner Theorie des Sozialstaats. 

1. Der Sozialstaat als soziales Institutionengefüge 

Jede Theorie des Sozialstaats steht zu Beginn vor der Frage, was überhaupt 
ein Sozialstaat ist. Um diese Frage beantworten zu können, wird häufig auf 
eine Bestimmung des Sozialstaats zurückgegriffen, die eine Liste von sozial-
staatlichen Leistungen festlegt.  

»Üblicherweise wird der Wohlfahrtsstaat durch den Umfang und die Art der Maß-
nahmen definiert, die der Staat zur Sicherstellung und Verteilung von wirt-
schaftlichen Gütern und Ressourcen wie Einkommen, medizinische Versorgung, 
Wohnungen und Bildung (und manchmal auch Nahrungsmittel) ergreift« (Flora et 
al. 1977: 720).  

Sobald man den Sozialstaat über eine solche Liste von staatlichen Leistungen 
bestimmt, steht man vor folgendem Problem: Wenn ein Staat die angege-
benen Leistungen nicht bzw. nur in sehr geringem Maße zur Verfügung 
stellt, gilt er nicht mehr als Sozialstaat. Ein solcher Definitionsversuch 
schreibt Sozialstaaten zugleich vor, wie sie sein sollten. Dadurch wird die nor-
mative Ebene der Rechtfertigung unvorteilhaft mit der Definition des So-
zialstaats verschränkt (Goodin 1988a: 4f.). Die Differenz zwischen Wunsch 
und Wirklichkeit scheint dadurch bei der genaueren Bestimmung des Sozial-
staats zu verschwimmen. Dieses Definitionsproblem2 spiegelt sich auch da-
rin wider, dass bis zum 20. Jahrhundert niemand einen genauen Begriff vom 
Sozialstaat hatte (Moon 2011: 660).3 Die Theorie des Sozialstaats kann also 
nicht auf einen einheitlichen Begriff des Sozialstaats zurückgreifen. »There 

—————— 
 2 Mit diesem Problem sieht sich auch David Miller konfrontiert: »I have not yet defined 

›welfare state‹. I doubt whether there is a single ›correct‹ definition; depending on the in-
terests of the definer, different features will be included and excluded« (Miller 2003: 94f.). 
Das erste Kapitel aus Robert E. Goodins Werk Reasons for Welfare. The Political Theory of the 
Welfare State (1988) befasst sich ebenfalls mit diesem Definitionsproblem (Goodin 1988a: 
3–22). 

 3 Erschwerend kommt noch hinzu, dass eine Begriffsgeschichte des Sozialstaats bisher fehlt 
(Heinig 2008: 53). 
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is no standard definition of the welfare state« (Moon 2004: 210). Das ist 
allerdings kein Grund, gar nicht mehr zu versuchen, den Sozialstaat genauer 
zu bestimmen. Eine solche Resignation vor dem Definitionsproblem käme 
einem Verzicht auf den Begriff »Sozialstaat« gleich. Um sich aber dennoch 
dem komplexen Phänomen des Sozialstaats nähern zu können, benötigt 
man einerseits eine Bestimmung des Sozialstaats, die sich auf bestimmte Mi-
nimalbedingungen festlegt. Andererseits sollte eine solche Bestimmung ge-
nug Spielraum für konkrete Ausgestaltungen von Sozialstaaten lassen. Über 
die Minimalbedingungen hinaus müssen Staaten die Möglichkeit haben, ei-
gene Vorstellungen des Sozialstaats zu verwirklichen. Die Annäherung an 
den Sozialstaat dieses Kapitels soll diesen Anforderungen gerecht werden, 
indem der Sozialstaat als soziales Institutionengefüge verstanden wird. 
Einen ersten Anlass für dieses Verständnis des Sozialstaats liefert seine be-
sondere historische Genese, mit der ich mich im ersten Abschnitt dieses 
Teils befasse. Hierbei wird deutlich, dass sich der Sozialstaat als ein kumu-
liertes Institutionengefüge darstellt, das sich dem allgemeinen Ziel ver-
schreibt, Not zu vermeiden. Da dieses Ziel noch zu allgemein und abstrakt 
ist, um den Sozialstaat genauer zu bestimmen, gehe ich im zweiten Abschnitt 
dieses Kapitels auf verschiedene Werte ein, die herangezogen werden 
können, um das generelle sozialstaatliche Ziel der Vermeidung von Not zu 
konkretisieren. Hierbei kristallisieren sich normative Minimalbedingungen 
heraus, die für alle Sozialstaaten gleichermaßen gelten sollten. Darüber hin-
aus sollte eine Theorie des Sozialstaats normative Zurückhaltung üben. Die 
Entscheidungen, welche konkreten Leistungen ein Staat bereitstellen sollte 
und an welchen Werten sich ihre Verteilung orientiert, sollten viel eher die 
Bürger eines Sozialstaats selbst entscheiden. Um diesem Anspruch gerecht 
zu werden, entwerfe ich im letzten Abschnitt dieses Kapitels ein Verständnis 
von sozialstaatlichen Grundmodellen, das unterschiedliche Begründungen 
des Sozialstaats gleichberechtigt nebeneinanderstehen lassen kann. Dadurch 
soll die hier präsentierte Annäherung an den Sozialstaat das Definitions-
problem insofern umgehen, als sie sich nicht auf konkrete Leistungen 
festlegt, sondern diese Entscheidung den Bürgern eines Sozialstaats selbst 
überlassen kann.  
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Die historische Genese 

Der Sozialstaat ist keine Institution, die von heute auf morgen entstanden 
ist. Er ist vielmehr ein kumuliertes Institutionengefüge, das eine Entste-
hungsgeschichte hat und sich ständig im Umbau befindet.4 »Der Sozialstaat, 
wie wir ihn kennen, ist historisch geronnen« (Heinig 2008: 85). Staaten wur-
den demnach erst zu Sozialstaaten, weil sie sich mit bestimmten sozialen 
Problemen konfrontiert sahen. Im Zuge der Modernisierungsprozesse der 
westlichen Demokratien traten bestimmte Krisen und Konflikte auf, deren 
Lösung sozialpolitische Maßnahmen erforderten (Offe 2008: 1246).5 Die 
Geschichte dieser sozialpolitischen Maßnahmen ist ein wichtiger Teil der 
Entstehungsgeschichte des Sozialstaats. Sobald der Sozialstaat als ein ahis-
torisches Gebilde betrachtet wird, geht dieser Aspekt seiner dynamischen 
Entstehungsgeschichte vollkommen verloren. Indem ich mich in diesem 
Abschnitt der historischen Genese des Sozialstaats nähere, soll seine Ent-
stehungsgeschichte in die theoretische Betrachtung des Sozialstaats inte-
griert werden. An dieser Stelle soll keine detaillierte Rekonstruktion der his-
torischen Genese des Sozialstaats geleistet werden.6 Da dies keine geschicht-
liche Untersuchung ist, muss ich mich auf wenige historische Beispiele be-
schränken und die Entstehungsgeschichte weitestgehend abstrakt halten. Es 
geht mir in diesem Abschnitt nicht um die Geschichte einzelner Sozial-
staaten, sondern um die generelle historische Genese des Sozialstaats. »If it 
exists at all, the history of the welfare state, as distinct from the history of 

—————— 
 4 Diese Dynamik veranschaulicht Claus Offe anhand der Metapher der Entstehung eines 

Gebäudes: »Man kann sich die historische Entwicklung der sozialstaatlichen Agenda als 
die Entstehung eines Gebäudes vorstellen, bei der vom Keller bis zum Dach Stockwerk 
auf Stockwerk errichtet wird, zugleich aber innerhalb der einzelnen Etagen kontinuierlich 
um- und angebaut wird und auch Abrissarbeiten zu beobachten sind« (Offe 2008: 1242). 

 5 Claus Offe nennt in diesem Zusammenhang folgende gesellschaftliche Modernisierungs-
prozesse, auf die die Sozialpolitik reagieren musste: »Industrialisierung und Klassen-
bildung, Urbanisierung, Demokratisierung und zwischenstaatliche militärische Konflikte« 
(Offe 2008: 1246). Auf die Rolle des Sozialstaats als »gesellschaftlicher Krisenmanager« 
(Lessenich 2008a: 494) komme ich in diesem Teil noch ausführlicher zu sprechen (Kapitel 
I.2). 

 6 Die Herausforderung, die historische Genese des Sozialstaats darzustellen, ist ein nahezu 
unerschöpfliches Unterfangen. »Diese Geschichte des Sozialstaats läßt sich in zahlreichen 
Abhandlungen nachlesen; ihre Details sind minutiös rekonstruiert, in die breitere Ent-
wicklung eingeordnet und im Gesamtkontext bewertet worden. Die entsprechende For-
schungslandschaft ist kaum zu überschauen; die Sozialgeschichte des Sozialstaats, in den 
1960ern aufgenommen und häufig geschrieben als Teil einer Geschichte der Arbeiter-
bewegung, hat sich als ausgesprochen produktiv erwiesen« (Heinig 2008: 85).  
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individual welfare states, must be sought on a higher level of generalization« 
(Hennock 2001: 16441). Ich beschränke mich auf zwei einschneidende 
Ereignisse, die für die Entstehung des Sozialstaats wichtig Impulse lieferten: 
die Sozialgesetzgebung unter Bismarck und den Beveridge-Report. Diese 
beiden historischen Bezugspunkte stehen exemplarisch für zwei verschiede-
ne Stufen in der Entwicklung von Sozialstaaten. Die bismarcksche Sozialge-
setzgebung leitete die Entstehung der Sozialpolitik ein und der Beve-
ridge-Report kann als wichtiges Dokument angesehen werden, das die Institu-
tionalisierung der sozialen Idee vorangetrieben hat.7 Aus dieser geschicht-
lichen Annäherung an den Sozialstaat lässt sich ein generelles Ziel herausde-
stillieren, das eine wichtige Grundlage für die weitere Spezifizierung der Zie-
le des Sozialstaats darstellt. Die historische Genese des Sozialstaats stellt da-
durch einen wichtigen Grundbaustein für die genauere Bestimmung des So-
zialstaats als Institutionengefüge dar. 

Der Zugang zum Sozialstaat über seine historische Genese setzt an 
folgendem funktionalistischen Grundsatz an: »Der Sozialstaat kam in die 
Welt, weil (und als) es seiner bedurfte« (Lessenich 2012: 67).8 Die Politik 
musste auf die mit der Industrialisierung und Urbanisierung aufkommende 
»soziale Frage« reagieren.9 Dadurch entstanden Ende des 19. Jahrhunderts 

—————— 
 7 Hier muss hinzugefügt werden, dass sich dieser querschnittsartige Ausschnitt der Ge-

schichte des Sozialstaats nur auf die Entstehung der europäischen Sozialstaaten fokussiert. 
Die Geschichte der amerikanischen Sozialstaaten beachte ich an dieser Stelle nicht weiter, 
weil diese Betrachtung ihrerseits sehr voraussetzungsreich ist.  

 8 Dieser Grundsatz erweckt den Eindruck, dass der Sozialstaat nur passiv auf bestimmte 
soziale Umstände reagiere. Es gibt aber neben dem zitierten funktionalistischen Grund-
satz noch weitere normative Gründe für die Notwendigkeit es Sozialstaats, wie zum Bei-
spiel die »moralische Arbeitsteilung« (Nagel 1991: 53–62). Auf solche Gründe gehe ich an 
späterer Stelle dieser Untersuchung noch ausführlicher ein (Kapitel I.4). 

 9 In der Literatur wird die konservative Absicht der Niederhaltung des revolutionären 
Potenzials der Arbeiterklasse häufig als ein Grund für die Entstehung des Sozialstaats 
angegeben (Blasche 2003: 14f.; Butterwegge 1999: 16; Koslowski 1995: 1245f.; Offe 1981: 
328). Um dieses Problem genauer zu benennen, wird häufig auf den Terminus »Arbeiter-
frage« – in Abgrenzung zur »Armenfrage« – zurückgegriffen (Sachße/Tennstedt 1988: 
15). Im Zuge dieser Entwicklung mussten die Regierungen der westlichen europäischen 
Staaten auf den erhöhten Organisationsgrad der Arbeiter reagieren, der unter anderem in 
der Gründung von Arbeiterparteien zum Vorschein kam, und nach »Mechanismen der 
Legitimitätssicherung suchen« (Alber 1982: 134). 
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erstmals Ansätze einer Sozialpolitik, die als wichtige Grundlage für die Ent-
stehung moderner Sozialstaaten gelten können.10 Die sozialen Sicherungs-
systeme der westlichen europäischen Staaten wurden »in bemerkenswert 
großer zeitlicher Einheitlichkeit zwischen dem Ausgang des 19. Jahrhun-
derts und dem Vorabend des Ersten Weltkriegs« (Alber 1982: 134) einge-
führt. Exemplarisch kann man sich diese Entwicklung an der Entstehungs-
geschichte des deutschen Sozialstaats veranschaulichen. Obwohl »Struktur-
phänomene wie der Wohlfahrtsstaat […] selten eindeutige Geburtsstunden 
[haben]« (Flora 1982: 365), kann die bismarcksche Sozialgesetzgebung als 
historischer Ursprung des deutschen Sozialstaats gesehen werden (ebd.).11 
Die bismarcksche Sozialgesetzgebung setzt sich aus drei großen Einzelge-
setzen zusammen: Kranken- (1883), Unfall- (1884) und Invaliditäts- und Al-
tersversicherung (1889) (Stolleis 2001: 247–253). Diese drei Gesetze brach-
ten eine erhebliche Verbesserung für die betroffenen Bevölkerungsteile mit 
sich. Mit der neuen Gesetzgebung zur Krankenversicherung waren fast alle 
Lohnabhängigen zwangsversichert und »erhielten für maximal dreizehn Wo-

—————— 
 10 Erste Ansätze des Begriffs »Sozialpolitik« kann man in den 40er Jahren des 19. 

Jahrhunderts in der deutschen Sprache verorten (Kaufmann 2001b: 18–23). Eine De-
finition des Terminus der Sozialpolitik zu finden, ist aber alles andere als einfach (ebd.: 
78). Die Dynamik der Geschichte dieses Begriffes scheint eine analytische Definition, die 
für alle sozialpolitischen Phänomene gleichermaßen gilt, auszuschließen. Das liegt unter 
anderem daran, dass es keine einheitliche normative Theorie gibt, »die auf sämtliche 
Tätigkeitsfelder der Sozialpolitik […] anzuwenden wäre« (Offe 2008: 1247). Um aber bei 
diesem Begriff nicht ganz ohne eine Definition auskommen zu müssen, möchte ich dem 
Terminus Sozialpolitik folgende sehr allgemeine Definition zugrunde legen: Die Sozialpo-
litik kann ganz allgemein als »eine Politik verstanden werden, die gesellschaftliche Pro-
zesse reguliert, gestaltet und korrigiert mit dem Ziel, allen Bürgern ein menschenwürdiges 
Leben zu ermöglichen und dem jeweiligen gesellschaftlichen Verständnis einer wün-
schenswerten Sozialordnung Rechnung zu tragen« (Frischmann 2006: 555). Klassische 
Verwendungsweisen des Begriffs »Sozialpolitik« beziehen jenen lediglich auf die sozialen 
Sicherungssysteme (Bäcker et al. 2010: 64–67). Dieser Verwendungsweise schließe ich 
mich nicht an und verstehe Sozialpolitik als die Gesamtheit der den Sozialstaat 
betreffenden Leistungen. Darunter verstehe ich auch das Bidlungswesen und das 
Arbeitsrecht. 

 11 Das bismarcksche Modell der Pflichtversicherung war ein wichtiges Vorbild für andere 
europäische Sozialversicherungsmodelle. Es ist »das erste moderne System sozialer Sicher-
heit in der Welt« (Ritter 1989: 61). Von einem Export dieses Modells kann aber nur be-
dingt ausgegangen werden, weil nur zwölf der 27 vor dem Ersten Weltkrieg eingeführten 
Sozialversicherungssysteme überhaupt Pflichtversicherungen waren (Alber 1982: 142f.). 
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chen Arzt- und Arzneikosten, die Hälfte eines Tagelöhnerlohns als Kran-
kengeld, Wochenhilfeunterstützung und Sterbegeld« (ebd.: 248).12 Zudem 
gab es für den Fall der Arbeitslosigkeit eine Erwerbslosenversicherung 
(ebd.). Die Unfallversicherung sollte auf die mit der Industrialisierung 
vermehrt auftretenden Unfälle regieren. Die Versicherten erhielten ab der 
14. Woche eine Heilbehandlung und vorbeugende Maßnahmen sollten der 
steigenden Zahl an Unfällen entgegenwirken (ebd.: 251). Mit der 
Invaliditäts- und Altersversicherung hatte jeder Versicherte ab dem 70. 
Lebensjahr und jeder von Invalidität betroffene Versicherte Anspruch auf 
eine Rente (ebd.: 252). Der damals gezahlte Beitrag entsprach nicht unserer 
heutigen Vorstellung einer Rente, sondern einem »Sicherheitszuschuss zum 
Lebensunterhalt« (ebd.). Parallel dazu wurde das System der (kommunalen) 
Fürsorge grundlegend reformiert und ausgebaut (Sachße/Tennstedt 1988: 
26–45). Hier wurde sich auf »spezielle Armutsrisiken« (ebd.: 44) fokussiert 
und neue Fürsorgezweige, wie die »Gesundheits-, Kinder- und Jugend-, 
Wohnungs- und Erwerbslosenfürsorge« (ebd.), etabliert. Dieser Prozess des 
Ausbaus der Fürsorge ist natürlich nicht mit heutigen sozialstaatlichen 
Institutionen zu vergleichen. Die Fürsorge vor dem Ersten Weltkrieg war 
weitgehend kommunal organisiert (ebd.: 26) und ihre Finanzierung an das 
gebildete städtische Bürgertum gebunden (ebd.: 45). 

Mit diesen Sozialgesetzen wurde die Sozialversicherung in Deutschland 
institutionalisiert. Solche Institutionalisierungsprozesse, die in fast allen 
westeuropäischen Staaten vor dem Ersten Weltkrieg zu finden sind (Alber 
1982: 119–146, 195–200), stellten eine neue Qualität im Umgang mit 
Lebensrisiken dar. Während die zuvor wirksamen Armengesetze den armen 
Bevölkerungsschichten eine Mischung aus Arbeitszwang und Fürsorge auf-
oktroyierten, berücksichtigte die damals neue Sozialversicherung erstmals 
die gesamte Bevölkerung (Flora 1982: 365; Flora/Heidenheimer 1981: 
26f.).13 Durch solche sozialpolitischen Maßnahmen manifestierte sich 
erstmals die folgende Zielsetzung des Sozialstaats; wenn auch nur in 
Ansätzen:  

—————— 
 12 Im Vergleich zu den heutigen Sozialleistungen waren die Leistungen der damals neuen 

Krankenversicherung aber eher bescheiden (Stolleis 2001: 249). 
 13 Hier manifestiert sich auch der Unterschied zwischen dem sozialstaatlichen Sozialrecht 

und dem armenrechtlichen Sozialrecht: »Wohlfahrtsstaatliches Sozialrecht ist universell, 
auf eine Integration der Gesamtbevölkerung in den Umverteilungsmechanismus hin an-
gelegt, während das armenrechtliche Sozialrecht selektiv, auf die Bedürftigkeit hin aus-
gerichtet ist« (Schefczyk 2003: 241). 
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»Sein Ziel ist es, durch soziale Sicherheit, vermehrte Gleichheit und politisch-soziale 
Mitbestimmung die Bevölkerung zu integrieren und die bestehenden politischen, so-
zialen und wirtschaftlichen Systeme durch einen Prozeß ständiger Anpassung gleich-
zeitig zu stabilisieren und evolutionär zu verändern« (Ritter 1989: 20).  

Die bismarcksche Sozialpolitik drängte erstmals auf die Verwirklichung die-
ses Ziels. Dennoch kann die Sozialpolitik im Deutschen Reich noch nicht 
als Sozialstaat bezeichnet werden. Der »Siegeszug des Begriffs ›Sozialstaat‹« 
(Heinig 2008: 69) setzte nämlich erst nach dem Zweiten Weltkrieg ein. 

»Historisch gesehen beginnt die Entwicklung zum Sozial- oder Wohlfahrtsstaat mo-
derner Prägung als Reaktion auf die Folgeprobleme der Industrialisierung und Ver-
städterung in den meisten Ländern in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts oder 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts, aber der programmatisch legitimierte Ausbau des 
Wohlfahrtssektors vollzog sich vor allem in den ersten Jahrzehnten nach dem Zwei-
ten Weltkrieg« (Kaufmann 1997: 25). 

Einen wichtigen Meilenstein für die Begründung und programmatische 
Ausarbeitung der sozialstaatlichen Idee stellt der Beveridge-Report14 dar, der als 
»famous blueprint of the welfare state« (Agassi 1991: 445) gelten kann. Dem 
Bericht liegen drei Grundsätze zugrunde: Erstens sollen alle Vorschläge für 
die Zukunft nicht durch Sonderinteressen behindert werden (Beveridge 
1942: 11). »Ein revolutionärer Augenblick in der Weltgeschichte ist eine Zeit 
für Revolutionen, nicht für Flickarbeiten« (ebd.). Zweitens stellt die Organi-
sation der Sozialversicherung nur einen »Teil einer umfassenden Politik so-
zialen Fortschritts« (ebd.) dar. Die Sozialversicherung ist ein Angriff auf die 
Not. Die Not [Want] ist aber nur eines von insgesamt »fünf Riesen« (ebd.).15 
Darüber hinaus benennt der Bericht weitere vier: Krankheit [illness], 
Unwissenheit [Ignorance], Elend [Squalor]16 und Müßiggang [Idleness] (ebd.). 
—————— 
 14 Der sogenannte Beveridge-Report wurde 1942 von der britischen Regierung unter dem Titel 

Social Insurance and Allied Services veröffentlicht. Dieser Bericht war das Ergebnis eines 
Ausschusses, der 1941 vom britischen Parlament ins Leben gerufen wurde und dessen 
Vorsitz William Beveridge innehatte (Beveridge 1942: 27). Der Beveridge-Report wurde da-
raufhin in der Öffentlichkeit breit diskutiert (Harris 1977: 420f.). Aus diesem Grund ist 
der Bericht von nachhaltigem Interesse für die Betrachtung der Konstitutionalisierung 
moderner Sozialstaaten. 

 15 Wenn in der Literatur auf den Beveridge-Report Bezug genommen wird, werden die fünf 
Riesen häufig als »five giant evils« (Briggs 1993: 733; Phillips 2000: 108) bezeichnet. Diese 
Formulierung findet sich auch in dem Beveridge-Report; allerdings an einer anderen Stelle 
(Beveridge 1942: 261). 

 16 In der deutschen Übersetzung des Beveridge-Reports wird der Begriff »Squalor« mit 
»Schmutz« übersetzt (Beveridge 1942: 11). Mir erscheint der Begriff »Elend« hier 
passender. 
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Drittens soll soziale Sicherheit durch »Zusammenarbeit zwischen dem Staat 
und dem Individuum erlangt werden« (ebd.). Der Staat solle nicht »Initiative, 
Gelegenheit und Verantwortlichkeit ersticken« (ebd.), sondern im Gegenteil 
den Einzelnen dazu motivieren (ebd.). Um diese drei Grundsätze praktisch 
umsetzbar zu machen, umfasst der Bericht einen detaillierten »Plan für 
soziale Sicherheit« (ebd.: 187–234). Von daher ist der Beveridge-Report ein 
»Versicherungsplan« (ebd.: 12), der sich die »Abschaffung der Not« (ebd.) 
zum Ziel gesetzt hat. 

»Der […] Plan für soziale Sicherheit setzt sich die Abschaffung der Not nach diesem 
Krieg [gemeint ist der Zweite Weltkrieg; O.K.] zum Ziel. Als Hauptmethode gehört 
zu ihm die Zwangssozialversicherung, wozu als Hilfsmethoden Wohlfahrts-
unterstützung und freiwillige Versicherung treten. Er fordert Zulagen für nicht-
erwerbsfähige Kinder als Bestandteil seines Gefüges. Der Plan fordert auch, als not-
wendige Voraussetzung für einen Erfolg der Sozialversicherung, die Einrichtung ei-
nes umfassenden Gesundheits- und Wiederherstellungsdienstes, sowie die Aufrecht-
erhaltung der Beschäftigung, das heißt Verhütung von Massenarbeitslosigkeit« (ebd. 
13). 

In dieser Zielbeschreibung erkennt man wichtige Ziele heutiger Sozial-
staaten wieder. Das wesentlich Neue an dem Beveridge-Report ist die Detail-
treue der Ausarbeitung von sozialpolitischen Maßnahmen, die zur Ein-
dämmung der Not beitragen sollen. Dadurch erinnert das Dokument an die 
Komplexität heutiger Sozialgesetzgebungen. William Beveridge ist zwei-
fellos eine wichtige Persönlichkeit, die die Idee des Sozialstaats in Europa 
vorangebracht hat – er ist ein wichtiger Vordenker des Sozialstaats. Die 
theoretischen Ideen, die er in seinem berühmten Bericht formulierte, wur-
den zu einem Vorbild für andere Sozialstaaten (Ritter 1989: 149–159). Trotz 
dieser Vorbildfunktion des Beveridge-Reports darf seine Rolle nicht über-
bewertet werden. Das Dokument ist zunächst einmal als ein program-
matischer Vorschlag zu betrachten, den britischen Sozialstaat auszubauen.17 
Aus diesem Grund kann William Beveridge nicht als der alleinige Begründer 
des Sozialstaats gesehen werden. Andere Theoretiker und Politiker haben 
ebenfalls wichtige Vorarbeiten zur Konstituierung des Sozialstaats geleistet. 

»Dementsprechend waren fast alle politischen Kräfte in Europa am Aufbau des 
Wohlfahrtsstaates beteiligt. Der autoritäre Konservative Bismarck legte einen der 
wichtigsten Grundsteine; die Liberalen Lloyd George und Beveridge revolutio-

—————— 
 17 Die Labour-Regierungen Großbritanniens setzten den Plan für soziale Sicherheit mit we-

nigen Änderungen nach 1945 um (Ritter 1989: 148). 
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nierten den britischen Wohlfahrtsstaat; die skandinavischen Wohlfahrtsstaaten wur-
den weitgehend von Sozialdemokraten geschaffen; und auf dem Kontinent leisteten 
christlich-konservative Kräfte einen beachtlichen Beitrag« (Flora 1982: 354).18 

Viele unterschiedliche politische Kräfte trugen also zu dem bei, was wir 
heute als Sozialstaat bezeichnen. Aber erst nach 1945 wurde die Idee des 
Sozialstaats zu einem programmatischen Konzept für die Ausgestaltung von 
Nationalstaaten.19 Moderne Staaten wurden erst zu Sozialstaaten nachdem 
sich ihre institutionelle Struktur grundlegend veränderte. Nur so konnten sie 
den veränderten sozialen Herausforderungen nach dem Zweiten Weltkrieg 
gerecht werden. »It [the welfare state; O.K.] implies a basic transformation 
of the state itself, of its structure, functions, and legitimacy« (Flora/Heiden-
heimer 1981: 23). Der Sozialstaat stellt dadurch eine besondere Qualität in 
der Entwicklung von staatlichen Institutionen dar. Um diese besondere 
Qualität theoretisch fassen zu können, verstehe ich den Sozialstaat im Rah-
men dieser Untersuchung als soziales Institutionengefüge. Ein Staat weist 
ein soziales Institutionengefüge auf, wenn ein Großteil seiner Institutionen 
auf die Realisierung der sozialen Idee, genereller Armut20 und Lebensrisiken 
vorzubeugen, ausgerichtet ist.21 Diese Idee stellt die besondere Zielsetzung 
—————— 
 18 Eine ähnliche These findet sich auch in Jürgen Habermas’ Ausführungen zum Sozial-

staatsprojekt: »Obschon aus der sozialdemokratischen Tradition hervorgegangen, ist es 
keineswegs nur von sozialdemokratisch geführten Regierungen verfolgt worden« 
(Habermas 1984: 111f.). Auch Claus Offe bestätigt diesen Punkt, indem er »[s]ozial-
demokratische[n] Reformismus, christliche[n] Sozialismus, aufgeklärte konservative 
politische und ökonomische Eliten und große Industriegewerkschaften« (Offe 1981: 324) 
zu den wichtigsten Kräften für den Ausbau des Wohlfahrtsstaates zählt. 

 19 Das heißt natürlich nicht, dass die Begriffe Wohlfahrts- und Sozialstaat zuvor nicht 
gebräuchlich waren. Bereits gegen Ende des 19. Jahrhunderts kamen die Begriffe auf (So-
koll/Conrad 2004: 999). Sie gelangten aber erst viel später in das öffentliche Bewusstsein. 
Ausschlaggebend für die öffentliche Bewusstwerdung des Begriffs waren politisch 
motivierte Sprechakte prominenter Persönlichkeiten. Erzbischof William Temple sprach 
beispielsweise ab 1941 öffentlich vom »welfare state« und gebrauchte den Begriff als Ge-
genbegriff zu dem deutschen »warfare state« (Flora/Heidenheimer 1981: 19), was sicher-
lich viel dazu beigetragen hat, dass der Begriff Eingang in den britischen Diskurs gefunden 
hat. 

 20 Hier stellt sich natürlich die grundlegende Frage, wann jemand als arm gilt. Dieser Frage 
wende ich mich im Verlauf dieser Arbeit noch ausführlich zu (Kapitel I.3). 

 21 Im Anschluss an diese Formulierung stellt sich natürlich die Frage, welche staatlichen In-
stitutionen sich diesem Ziel verschreiben müssen und welche nicht. Da die Zielsetzung 
der Realisierung der sozialen Idee ein sehr allgemeines Ziel ist, erachte ich eine solche 
Eingrenzung nicht für sinnvoll. Das bringt auch folgendes Zitat zum Ausdruck: »Falsch 
wäre eine Reduktion des Sozialstaats auf seinen institutionellen Kern, also Versicherungs 
Versorgungs- und Fürsorgeeinrichtungen. Schließlich ist er viel mehr als die Summe der 
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des Sozialstaats dar, die man unter der Idee der Vermeidung von Not 
zusammenfassen kann. Bisher wurde bei der Idee der Vermeidung von Not 
auf einen sehr intuitiven Zugang zu dem Begriff der Not zurückgegriffen. 
Eine Notlage einer Person zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass sie auf 
die Hilfe einer anderen Person angewiesen ist.  

»Sagen wir in einer ersten Annäherung, eine öffentlich anerkannte Notsituation läge 
vor, wenn eine Person aufgrund besonderer Umstände ohne fremde Hilfe Dinge 
nicht realisieren kann, die erstens für sie selbst vor dem Hintergrund ihrer Bedürfnisse 
und Präferenzen wichtig sind, und deren Wert für die betroffene Person zweitens von 
keinem Beteiligten unangesehen seiner persönlichen Bedürfnisse und Präferenzen 
vernünftigerweise bestritten wird« (Hinsch 1998: 42).22 

Die Idee der Vermeidung von Not beruht auf dieser Bestimmung einer 
öffentlich anerkannten Notsituation.23 Der Sozialstaat reagiert mit dieser 
Idee auf wirtschaftliche und soziale Entwicklungen – er reagiert auf soziale 
Probleme. Das ist eines der Grundmerkmale des Sozialstaats, das aus der 
historischen Genese hervorgeht. Folgende Definition von Christoph But-
terwegge, die den Sozialstaat als Etappe in der Entwicklung moderner 
Industriegesellschaften auffasst, greift diesen Zusammenhang auf: 

»Hier bezeichnet dieser Terminus [der Terminus des Sozialstaats; O.K.] eine Ent-
wicklungsstufe moderner Industriegesellschaften, auf welche der Staatsapparat ne-
ben seiner Ordnungs- und Repressionsfunktion eine wirtschaftspolitische Interven-
tionsfunktion übernimmt und nicht mehr nur (extreme) Armut bekämpft, sondern 
auch die allgemeinen Lebensrisiken seiner Bürger/innen (Krankheit, Invalidität, Ar-

—————— 
sozialen Sicherungssysteme, zumal der gesamte Staatsapparat einen Verfassungsauftrag in 
diesem Sinne (Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes) erfüllen muss« (Butterwegge 1999: 
13). Vereinzelte sozialpolitische Maßnahmen eines Staates sind noch nicht hinreichend, 
um diesen als Sozialstaat klassifizieren zu können. Aus diesem Grund ist es beispielsweise 
problematisch, wenn man im Deutschen Reich wegen der bismarckschen Sozialgesetzge-
bung einen Sozialstaat verwirklicht sieht. Im Deutschen Reich haben sich zwar einzelne 
Institutionen der sozialen Idee der Vermeidung von Not verschrieben, aber es war noch 
nicht der Fall, dass ein Großteil der staatlichen Institutionen versuchte diese Idee zu ver-
wirklichen. 

 22 Wilfried Hinsch konkretisiert diese erste Annäherung noch, indem er sechs Bedingungen 
für einen begründeten Anspruch auf Unterstützung benennt (Hinsch 1998: 44–47). 

 23 In diesem Zusammenhang muss noch angemerkt werden, dass auch der Begriff der Not 
nicht gänzlich unabhängig von gesellschaftsspezifischen Deutungsrichtlinien bestimmbar 
ist: »Der Begriff der Not hat viele Facetten, ist kulturimprägniert, sozial codiert und ab-
hängig von dem materiellen Anspruchsniveau einer Gesellschaft« (Kersting 2000: 382). 
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beitslosigkeit, Unterversorgung im Alter usw.) absichert und für einen gewissen so-
zialen Ausgleich zwischen den unterschiedlich situierten Bevölkerungsschichten 
sorgt« (Butterwegge 2010: 2528). 

Der Sozialstaat weist eine komplexe Entstehungsgeschichte auf, die auch in 
seiner begrifflichen Fokussierung nicht unbeachtet gelassen werden sollte. 
Von daher sollte eine Bestimmung des Sozialstaats die historische Genese 
des Sozialstaats berücksichtigen. Der Begriff des Sozialstaats ist – wie jener 
der Gesellschaft (Adorno 1965: 9) – ein Begriff, in dem »sich ein ganzer 
Prozeß semiotisch zusammenfaßt« (Nietzsche 1887: 820).24 Wenn ich den 
Sozialstaat in dieser Untersuchung als soziales Institutionengefüge bezeich-
ne, soll dies keine ahistorische Bestimmung sein. Im Gegenteil: Die soziale 
Zielsetzung, die sich Staaten auferlegen, musste sich erst historisch 
herausbilden. Die staatlichen Institutionen mussten somit erst zu einem 
sozialen Institutionengefüge werden. Dieser Prozess kann – wie an den bei-
den Beispielen dieses Abschnitts gesehen – sehr unterschiedlich vonstatten-
gehen. Jeder Sozialstaat hat seine eigene Entstehungsgeschichte.25 Um diese 
historisch bedingte Entwicklung theoretisch abbilden zu können, werden 
vor allem in der vergleichenden Sozialwissenschaft verschiedene Modelle 
des Sozialstaats unterschieden, die gleichermaßen als Sozialstaaten gelten, 
aber ihre sozialen Leistungen nach unterschiedlichen Kriterien organisieren 
und verteilen. Auf diese Klassifizierung gehe ich im letzten Abschnitt dieses 
Kapitels genauer ein. Zuvor möchte ich allerdings das soziale Ziel der 
Vermeidung von Not noch spezifizieren, indem ich mich im nächsten 
Abschnitt mit den Zielen des Sozialstaats beschäftige. 

Ziele des Sozialstaats 

Vor allem in der angelsächsischen Literatur ist die Assoziation des Sozial-
staats mit dem Begriff des Sozialismus weit verbreitet. Der Sozialstaat wird 
dabei als eine Art Kompromiss zwischen liberalen und sozialistischen Prin-
zipien angesehen (Moon 1988: 27) – er wirkt wie ein »child of a marriage 

—————— 
 24 Friedrich Nietzsche wendet dieses Zitat auf den Begriff der Strafe an und verweist dabei 

explizit auf das bereits angesprochene Definitionsproblem: »[A]lle Begriffe, in denen sich 
ein ganzer Prozeß semiotisch zusammenfaßt, entziehn sich der Definition; definierbar ist 
nur das, was keine Geschichte hat« (Nietzsche 1887: 820).  

 25 Für einen Überblick über die Entstehungsgeschichten unterschiedlicher Sozialstaaten 
Hennock 2001. 
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between liberalism and socialism« (Miller 2003: 95).26 Durch diese Ver-
bindung soll zum Ausdruck gebracht werden, dass sich der Staat der sozialen 
Idee der Vermeidung von Not verschreibt und die kapitalistische Ökonomie 
gleichzeitig aufrechterhält. Der Sozialstaat versucht die soziale Idee inner-
halb des Kapitalismus zu verwirklichen. Heutzutage scheint diese Zielsetz-
ung in nahezu allen westlichen Staaten programmatisch geworden zu sein. 
»Indeed, almost all Western states, especially in the twentieth century, have 
adopted some version of a ›welfare‹ rather than a ›night-watchman‹ state« 
(Levison 1996: 554). Doch die ausschließliche Bestimmung des Sozialstaats 
über die Verwirklichung der sozialen Idee ist insofern unbefriedigend, als 
diese Idee die generellen normativen Ziele des Sozialstaats nur sehr allge-
mein fassen kann. Obwohl sich die sozialstaatlichen Ziele ganz allgemein 
unter die Vermeidung von Not subsummieren lassen, ist diese Zielsetzung 
noch zu unspezifisch, um sie für eine Theorie des Sozialstaats heranzuzie-
hen. Insofern bringt uns das »Label« des Sozialismus bei der genaueren Be-
stimmung der Ziele des Sozialstaats nicht weiter. In diesem Abschnitt be-
schäftige ich mich mit unterschiedlichen Werten, die die Ziele des Sozial-
staats benennen. Der Diskurs um die Ziele des Sozialstaats zeichnet sich vor 
allem dadurch aus, dass unterschiedliche Ziele des Sozialstaats stark gemacht 
werden. »In der politischen Diskussion werden sehr unterschiedliche 
Vorstellungen davon vertreten, worin das Ziel oder die Ziele des Sozialstaats 
bestehen« (Dietz 2011: 220).27 Trotzdem kann man die Aktivitäten heutiger 
Sozialstaaten unter bestimmten normativen Zielbestimmungen subsummie-
ren. Historisch haben sich bestimmte Werte herausgebildet, die wir als Ziele 
des Sozialstaats begreifen: Gerechtigkeit, Gleichheit, Freiheit und Sicherheit. 

—————— 
 26 Die Analogie zum Sozialismus bietet sich insofern an, als der Sozialstaat die Verteilung 

bestimmter Güter dem Staat überlässt. »If nationalized distribution characterizes the 
welfare state, nationalized production characterizes, or was once thought characterize, the 
socialist state« (Walzer 1988: 14). 

 27 Alexander Dietz unterscheidet drei Zielvorstellungen des Sozialstaats: (1) Die 
sozialistische Sichtweise auf den Sozialstaat setzt sich für soziale Gerechtigkeit ein. (2) Die 
konservative Sichtweise benennt die soziale Sicherheit im Rahmen des Ziels des Sozial-
staats. (3) Nach der liberalen Sichtweise solle der Sozialstaat individuelle Freiheitsrechte 
und Chancengleichheit gewährleisten (Dietz 2011: 220–225). Mir geht es in diesem Ab-
schnitt noch nicht um die unterschiedlichen Sozialstaatsmodelle, auf die Alexander Dietz 
in seiner Zielbestimmung des Sozialstaats Bezug nimmt. Vielmehr arbeite ich zunächst 
allgemeine Ziele des Sozialstaats heraus, um eine allgemeine Vorstellung der Ziele des 
Sozialstaats zu vermitteln. Erst im nächsten Abschnitt beziehe ich die unterschiedlichen 
sozialstaatlichen Grundmodelle in meine Betrachtung des Sozialstaats mit ein. 
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Alle vier Werte gehören zum Wertekanon des Sozialstaats. In diesen Ab-
schnitt diskutiere ich die vier Werte, indem ich auf Probleme aufmerksam 
mache, die sich ergeben, wenn man diese Werte als Ziele des Sozialstaats 
begreift. Aus dieser Darstellung der Ziele des Sozialstaats gehen bestimmte 
Minimalbedingungen in Form bestimmter Minimalbedingungen der 
Gerechtigkeit hervor, die für jeden Sozialstaat gleichermaßen gelten.28 

Allgemeine Versuche, die Ziele des Sozialstaats genauer zu bestimmen, 
referieren meist auf die Idee der Gerechtigkeit: »Sozialstaat nennt man ein 
auf die Herstellung und Wahrung einer gerechten Sozialordnung ausgerich-
tetes politisches Gemeinwesen. Soziale Gerechtigkeit bildet den zentralen 
Fokus dieser Form von Staatlichkeit« (Nullmeier 2000: 361). Die soziale Ge-
rechtigkeit29 ist demnach ein »Kernanliegen« (Heinig 2008: 135) des Sozial-
staats.30 Dadurch ist der Wert für die Beschreibung der Ziele des Sozialstaats 
unerlässlich. Dennoch gibt es folgendes Problem: Eine genaue inhaltliche 
Zielbestimmung des Sozialstaats lässt sich aus dem Begriff der Gerechtigkeit 
nicht unmittelbar ableiten. »Gerechtigkeit […] hat viele Gesichter, auch so-
ziale Gerechtigkeit« (Zacher 2001: 380). Dieses Problem lässt sich am 
Umgang des Bundesverfassungsgerichts mit dem Terminus soziale Gerech-
tigkeit veranschaulichen. Im Zentrum der Auseinandersetzung mit der so-
zialen Gerechtigkeit steht das Sozialstaatsprinzip, das wie folgt lautet: »Die 
Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer 

—————— 
 28 Natürlich ist die Diskussion um die einzelnen hier vorgeschlagenen Werte weit größer als 

der Rahmen, den eine philosophische Untersuchung zum Sozialstaat bereitstellt. Aus die-
sem Grund kann die hier präsentierte Auseinandersetzung mit dem Wertekanon des So-
zialstaats diese Diskussion nur fragmentarisch abbilden. 

 29 Wenn ich im Folgenden den Begriff »Gerechtigkeit« verwende, beziehe ich mich auf die 
soziale Gerechtigkeit, die sich im Gegensatz zur distributiven Gerechtigkeit stärker auf 
die soziale Ordnung bezieht: »Ich schlage […] vor, unter sozialer Gerechtigkeit die Gesamt-
heit aller jener Erfordernisse der Gerechtigkeit zu verstehen, die auf die soziale Ordnung 
ganzer Gesellschaften Anwendung finden. Das Konzept der sozialen Gerechtigkeit ist 
demnach ein Sammelbegriff, der sämtliche Erfordernisse der Gerechtigkeit umfasst, die 
sich auf die soziale Ordnung ganzer Gesellschaften als übergreifender und relativ selbst-
ständiger sozialer Gemeinwesen beziehen« (Koller 2003: 241). 

 30 Das sieht man unter anderem auch daran, dass im ersten Sozialgesetzbuch die Forderung 
der sozialen Gerechtigkeit neben der sozialen Sicherheit als Ziel benannt wird: »Das Recht 
des Sozialgesetzbuchs soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicher-
heit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer Hilfen gestalten« (Art. 1 
Abs. 1 SGB I). 
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Bundesstaat« (Art. 20 Abs. 1 GG).31 Das Bundesverfassungsgericht bringt 
dieses Prinzip in seinen Entscheidungen explizit mit der Forderung nach 
sozialer Gerechtigkeit in Verbindung (BVerfGE 5, 85 (198)) und betont, 
dass der Gesetzgeber für eine »gerechte Sozialordnung« (BVerfGE 22, 180 
(204)) zu sorgen habe. Von daher ist das Sozialstaatsprinzip als »Gestal-
tungsauftrag an den Gesetzgeber« (BVerfGE 50, 57 (108)) auszulegen, der 
dem Sozialstaat das Ziel der Gerechtigkeit auferlegt. Dabei lässt das Bundes-
verfassungsgericht aber bewusst offen, wie der Staat dieses Ziel erreichen 
sollte: »Das Sozialstaatsprinzip stellt also dem Staat eine Aufgabe, sagt aber 
nichts darüber, wie diese Aufgabe im einzelnen zu verwirklichen ist« 
(BVerfGE 59, 231 (263)).32 Konkrete Leistungen lassen sich nicht aus dem 
Sozialstaatsprinzip generieren. Das Bundesverfassungsgericht hält sich bei 
der inhaltlichen Konkretisierung der Termini »soziale Gerechtigkeit« und 
»gerechte Sozialordnung« bewusst zurück.33 Stattdessen wird die konkrete 
Ausgestaltung dieser normativen Zielsetzungen gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen überlassen, wie folgendes Zitat aus der Begründung des KPD-
Urteils34 zeigt: 

»Wenn als ein leitendes Prinzip aller staatlichen Maßnahmen der Fortschritt zu 
›sozialer Gerechtigkeit‹ aufgestellt wird, eine Forderung, die im Grundgesetz mit 
seiner starken Betonung des ›Sozialstaats‹ noch einen besonderen Akzent erhalten 
hat, so ist auch das ein der konkreten Ausgestaltung in hohem Maße fähiges und 

—————— 
 31 Das Sozialstaatsprinzip gehört neben dem Rechtsstaatsprinzip zu den »Grundentschei-

dungen des Grundgesetzes« (BVerfGE 6, 32 (41)). Im Parlamentarischen Rat gab es un-
terschiedliche Formulierungsvorschläge für diesen Paragraphen. Die endgültige Formu-
lierung geht auf einen Vorschlag von Theodor Heuss zurück (Schrezenmaier 1985: 5–8; 
Zacher 1987: 1050). Zumeist wird noch Art. 28 Abs. 1 herangezogen, wenn es um das 
Sozialstaatsprinzips geht. Hier wird postuliert, dass »die verfassungsmäßige Ordnung in 
den Ländern […] den Grundsätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates im Sinne des Grundgesetzes entsprechen« (Art. 28 Abs. 1 GG) müsse. 

 32 Ansonsten würde das Sozialstaatsprinzip mit dem Prinzip der Demokratie in Konflikt 
geraten (BVerfGE 59, 231 (263); Sass 1990: 72).  

 33 Das Bundesverfassungsgericht rät zu einer Bedarfsprüfung im Einzelfall, wie folgende 
Begründung nahelegt: »[Das Sozialstaatsprinzip] verpflichtet den Staat, für eine gerechte 
Sozialordnung zu sorgen […]. Angesichts der Weite und Unbestimmtheit dieses Grund-
satzes läßt sich daraus jedoch regelmäßig kein Gebot entnehmen, soziale Leistungen in 
einem bestimmten Umfang zu gewähren […]. Dem Sozialstaatsprinzip mag es am besten 
entsprechen, soziale Ausgleichsleistungen nur dorthin zu lenken, wo im Einzelfall ein Be-
darf festgestellt wird« (BVerfGE 94, 241 (263)).  

 34 Das KPD-Urteil ist nur eines von vielen Urteilen, in denen das Sozialstaatsprinzip spezi-
fiziert wird. Für eine Übersicht der entscheidenden Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Sozialstaatsprinzip siehe Schrezenmaier 1985: 116–134. 
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bedürftiges Prinzip. Was jeweils praktisch zu geschehen hat, wird also in ständiger 
Auseinandersetzung aller an der Gestaltung des sozialen Lebens beteiligten Men-
schen und Gruppen ermittelt« (BVerfGE 5, 85 (198)). 

Was unter den Begriff der sozialen Gerechtigkeit fällt, wird als Gegenstand 
politischer Auseinandersetzungen betrachtet – soziale Gerechtigkeit wird als 
»politisch definierte Gerechtigkeit« (Heinig 2008: 135) aufgefasst. Das 
Bundesverfassungsgericht verzichtet aus diesem Grund auf eine genaue in-
haltliche Bestimmung der sozialen Gerechtigkeit und der Terminus der so-
zialen Gerechtigkeit wird »überspitzt formuliert verfassungsdogmatisch zu 
einer hohlen Phrase« (ebd.: 137).35 Hier offenbart sich das generelle Problem 
dieses Wertes: Die Gerechtigkeit ist für die genaue Ausgestaltung sozial-
staatlicher Institutionen unterbestimmt und inhaltsleer. Was als gerecht gilt, 
ist strittig und kann nicht über die abstrakte Formulierung der Zielsetzung 
von bestimmten Rechtsnormen erreicht werden (Kersting 2003: 105). Von 
daher gewinnt die Gerechtigkeit erst in Verbindung mit anderen Werten, 
Forderungen und Güteransprüchen eine inhaltliche Ausbuchstabierung, die 
für eine Theorie des Sozialstaats nutzbar gemacht werden kann.36 Als losge-
löstes Gebot kann sie jedenfalls keine tiefergehenden Anhaltspunkte für eine 
gerechte Güterverteilung innerhalb eines sozialstaatlichen Arrangements lie-
fern (Heinig 2008: 147f.). Das hat Auswirkungen auf den Stellenwert der 
Gerechtigkeit als Ziel des Sozialstaats: Die soziale Gerechtigkeit benennt die 
Ziele des Sozialstaats im Allgemeinen, während die anderen hier noch dis-
kutierenden Werte spezifische Ausbuchstabierungen dieses Wertes darstel-
len – sie repräsentieren spezielle Gerechtigkeitsvorstellungen. Dadurch 

—————— 
 35 Diese verfassungsrechtliche Zurückhaltung in Bezug auf das Sozialstaatsprinzip hat inso-

fern seine Berechtigung, als das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber nicht vor-
schreiben möchte, was eine gerechte Politik ausmacht. Ansonsten würde das höchste 
deutsche Gericht seine Kompetenz in der Gewaltenteilung überschreiten. Eine Ausnahme 
bildet das sogenannte Hartz IV-Urteil vom 9. Februar 2010, in dem ein »verfassungs-
rechtliche[r] Leistungsanspruch auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenz-
minimums« (BVerfGE 125, 175 (223)) generiert wird. Auf diese Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts gehe ich im Rahmen der Auseinandersetzung mit sozialen Rechten 
noch ausführlicher ein (Kapitel I.4).  

 36 Eine aussichtsreiche Variante für die Formulierung einer normativen Zielsetzung des So-
zialstaats ist die Bedarfsgerechtigkeit, die ihrerseits in unterschiedlichen Varianten dis-
kutiert werden kann (Möhle 2001: 109; Toens 2003: 139–195). Dieses Gerechtig-
keitskonzept ist allerdings seinerseits erklärungsbedürftig. Man benötigt entweder objek-
tive Standards des Bedarfs, um Güter nach diesem Maßstab verteilen zu können, oder 
Forderungen der Bürger, die der Staat befriedigen kann. Beide Parameter lassen sich aus 
rein normativen Wertbegriffen nicht ermitteln. 
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kommt der Gerechtigkeit ein besonderer Stellenwert im Wertekanon des 
Sozialstaats zu. Als Ziel des Sozialstaats ist sie den anderen Werten über-
geordnet. Die Gerechtigkeit begrenzt die anderen Werte insofern, als die 
Vorstellungen von Gleichheit, Freiheit und Sicherheit selbst als gerecht gel-
ten müssen. Ungerechte Ziele können im Sozialstaat nicht akzeptiert wer-
den. Von daher stellt die Gerechtigkeit das elementare Ziel des Sozialstaats 
dar – auch wenn ihr genauer Inhalt noch ausbuchstabiert werden muss. In-
dem ich im Folgenden weitere Werte des Sozialstaats diskutiere, stecke ich 
ein gewisses Minimalverständnis der Gerechtigkeit ab, das in Sozialstaaten 
mindestens gelten muss.37  

Der Wert der Gleichheit benennt eine mögliche inhaltliche Ausgestal-
tung der Gerechtigkeit im Sozialstaat.38 Indem sich der Sozialstaat der »Ver-
ringerung sozialer Ungleichheit« (Ullrich 2005: 157) verschreibt, wird 
Gleichheit zur »zentralen Ziel- und Wertdimensionen des Wohlfahrts-
staates« (Flora et al. 1977: 721).39 Doch was ist überhaupt mit dem Begriff 
der Gleichheit gemeint? Ganz allgemein kann unter dem Begriff Folgendes 
verstanden werden: »›Gleichheit‹ sowie ›gleich‹ bedeuten qualitative Überein-
stimmung. ›Gleichheit‹ sowie ›gleich‹ bedeuten die Übereinstimmung einer 
Mehrzahl von verschiedenen Gegenständen, Personen, Prozessen oder 
Sachverhalten in einem bestimmten Merkmal bei Verschiedenheit in ande-
ren Merkmalen« (Gosepath 2004: 114). Die Idee der Gleichheit drückt sich 
also in folgender »triadischen Relation« (Pauer-Studer 2000: 24) aus: »A und 
B sind gleich mit Bezug auf Eigenschaft C« (ebd.). Dabei kann der Maßstab, 
der die Relation quantitativ beeinflusst, entweder absolut oder komparativ 

—————— 
 37 Gewisse Interpretationen der hier behandelten Werte sind der Grundidee des Sozialstaats 

nicht zuträglich. Insofern müssen bestimmte minimale Anforderungen an den Werteka-
non des Sozialstaats formuliert werden, in dessen Rahmen sich verschiedene Modelle des 
Sozialstaats verwirklichen können. 

 38 Vor allem die eingangs angeführte Analogie zum Sozialismus legt diesen Wert nahe. 
Gerade demokratische Sozialisten sahen in dem Sozialstaat die Möglichkeit, das Ziel der 
Gleichheit zu verwirklichen (Miller 2003: 100). Die Gleichheit hat als Forderung der So-
zialpolitik in Deutschland eine relativ kurze Geschichte: »Erst infolge des Ersten Welt-
kriegs, der Revolution von 1918 und der Demokratisierung des Gemeinwesens durch die 
Weimarer Verfassung brach die Idee von ›mehr sozialer Gleichheit‹ weiter durch« (Zacher 
2001: 361). 

 39 Darüber hinaus nennen Peter Flora, Jens Alber und Jürgen Kohl noch die Sicherheit 
(Flora et al. 1977: 721). Auf dieses sozialstaatliche Ziel gehe ich in diesem Abschnitt noch 
ausführlicher ein. 
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aufgefasst werden.40 Hieraus ergeben sich zwei unterschiedliche Arten der 
Gleichheit; die absolute und die komparative Gleichheit (Schramme 2006a: 
162–164). Der Begriff der Gleichheit beschreibt demnach nur einen 
bestimmten Zustand der Verteilung – er ist also zunächst deskriptiv aufzu-
fassen. Sobald die Gleichheit allerdings als Ziel des Sozialstaats fungiert, 
stellt die Gleichheit eine normative Forderung dar. Hier offenbaren sich 
einige Probleme und Unklarheiten. Zunächst einmal ist zu klären, was mit 
dem Wert der Gleichheit als normative Forderung genau gemeint ist. Ge-
nerell lassen sich zwei unterschiedliche normative Verwendungsweisen des 
Begriffs der Gleichheit unterscheiden: Die Gleichheit kann entweder als for-
male Gleichheit oder als Verteilungsgleichheit aufgefasst werden (Schramme 
1999: 171), wobei beide Begriffe häufig nicht hinreichend unterschieden 
werden. Bei der ersten Version der Gleichheit, der formalen Gleichheit, 
handelt es sich um einen Grundsatz der formalen Gerechtigkeit, wonach 
gleiche Fälle gleich behandelt werden sollten (Schramme 2006a: 35–41). Der 
Terminus der Gleichheit referiert auf den Umstand, dass bestimmte 
normative Forderungen jedem im gleichen Maße zukommen sollten. Das 
»Recht auf gleiche Rücksicht und Achtung« (Dworkin 1977: 299) ist ein 
Beispiel für eine solche Forderung. Es geht also nicht auf eine bestimmte 
Verteilung von Ressourcen, sondern jedem Bürger wird der gleiche mo-
ralische Status zugeschrieben (Miller 1997: 224).41 Die Gleichheit nimmt also 
die Rolle einer »Grundnorm der universalistischen Moral« (Schramme 
2006a: 165) ein. Solange es nur um die formale Ebene der Gerechtigkeit 
geht, ist diese Form der Gleichheit weitestgehend unproblematisch.42 Strit-
tiger wird die Forderung der Gleichheit, wenn sie zum zentralen Parameter 

—————— 
 40 Ein komparativer Maßstab liegt vor, wenn es die Höhe des Vergleichsmaßstabs nur durch 

die Relation der beiden Gegenstände bestimmt wird. Auf diese Weise kann beispielsweise 
das Einkommen zweier Parteien miteinander verglichen werden (Schramme 2006a: 163). 
Ein absoluter Maßstab liegt vor, wenn der Vergleichsmaßstab vorher festgelegt wird. So 
können sich zwei Menschen beispielsweise dahingehend gleichen, dass sie ein bestimmtes 
Merkmal aufweisen (ebd.: 163f.). 

 41 Aus diesem Grund wird diese Form der Gleichheit auch als Statusgleichheit bezeichnet: 
»[I]t [the equality of status; O.K.] identifies a social ideal, the ideal of a society in which 
people regard and treat one another as equals, in other words a society that is not marked 
by status divisions such that one can place different people in hierarchically ranked cate-
gories, in different classes for instance« (Miller 1997: 224). 

 42 Strittig ist lediglich die Frage, ob Gleichheit den richtigen Begriff für den beschriebenen 
Zusammenhang darstellt. »Es ist irreführend, Gerechtigkeit formal über Gleichheit zu fas-
sen und damit zu suggerieren, Gerechtigkeit sei prinzipiell etwas Relationales, etwas, das 
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der Verteilungsgerechtigkeit wird. Zunächst einmal ist nicht abschließend 
geklärt, was in einer Gesellschaft gleich verteilt werden sollte. In der 
»sogenannten ›Equality of What‹-Debatte« (Pauer-Studer 2000: 66)43 der Po-
litischen Philosophie werden unterschiedliche Gleichheitsparameter disku-
tiert: Ressourcen (Dworkin 1981), Chancen (Roemer 1998), Grundgüter 
(Rawls 1993: 275, 284), Chancen des Wohlergehens (Arneson 1989), Zugang 
zu Vorteilen (Cohen 1989) oder Fähigkeiten (Sen 1979).44 Darüber hinaus 
ist der Stellenwert der Gleichheit strittig. Der philosophische Egalitarismus45 
schreibt dem Wert der Gleichheit einen intrinsischen Wert zu.46 »Gleich-
verteilung ist demnach per se gut« (Schramme 1999: 174). Genau diese Prä-
misse wird in der sogenannten »Why-Equality-Debatte« (Krebs 2003: 84) 
kritisiert.47 Bei vielen Gerechtigkeitsproblemen ist Gleichheit nicht das pri-
märe Ziel. Vielmehr geht es um absolute Gerechtigkeitsstandards, die jedem 

—————— 
mit der Behandlung der einen Personen im Verhältnis zu anderen Personen zu tun hat« 
(Krebs 2003: 56). 

 43 Die Bezeichnung für diese Debatte geht auf den gleichnamigen Vortrag von Amartya Sen 
bei den Tanner Lectures on Human Values zurück (Sen 1979). 

 44 Zur Vertiefung siehe Pauer-Studer 2000: 71–121. Die aufgeführten Theorien lassen sich 
in zwei Gruppen unterteilen: Erstens diejenigen Theorien, die die Ausstattung von Per-
sonen oder Gütern in den Blick nehmen, und zweitens diejenigen, die die Gleichheit auf 
den Zustand der Personen anwenden. Von diesen beiden Theoriegruppen lässt sich noch 
eine dritte abgrenzen, dessen Theorien keine besonderen Parameter der Gleichverteilung 
fordern (Schramme 2006a: 146). Letztere Gruppe findet in der obigen Aufzählung keine 
Beachtung. 

 45 Der Egalitarismus ist als eine spezielle Gerechtigkeitsvorstellung aufzufassen und definiert 
sich wie folgt: »Eine Konzeption von Gerechtigkeit ist egalitaristisch, wenn sie Gerechtigkeit 
wesentlich als Gleichheit versteht, Gleichheit also als ein zentrales und unabgeleitetes Ziel 
von Gerechtigkeit ansieht, als moralischen Selbstzweck oder Eigenwert« (Krebs 2003: 58). 

 46 Ein Beispiel für eine Theorie, die der Gleichheit eine solche Rolle zuschreibt, wird in 
Gleiche Gerechtigkeit. Grundlagen eines liberalen Egalitarismus (2004) von Stefan Gosepath kon-
zipiert. In dem Werk wird für einen »konstitutiven Egalitarismus« (Gosepath 2004: 17) argu-
mentiert. Dabei wird der Gleichheit eine konstitutive Rolle in einer Theorie der Gerech-
tigkeit zugesprochen. »Gleichheit hat Vorrang vor anderen Idealen innerhalb einer gerech-
tigkeitsorientierten Politik. Die Präsumtion der Gleichheit etabliert diesen Vorrang und 
liefert zugleich den adäquaten Maßstab und Leitfaden für die Konstruktion einer mate-
rialen Theorie der Verteilungsgerechtigkeit« (ebd.: 15). 

 47 Darüber hinaus werden in der »Why-Equality-Debatte« natürlich noch weitere Einwände 
gegen den Egalitarismus hervorgebracht. Die vier Haupteinwände gegen den Egalitaris-
mus lauten wie folgt: (1) Der Egalitarismus verwechsele die Gleichheit mit der Allgemein-
heit. (2) Der Egalitarismus sei inhuman. (3) Die Gerechtigkeitsforderungen unserer Ge-
sellschaft sind weitaus komplexer als die Gleichheitsforderung. Ungleichheit ist in einigen 
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gleichermaßen zukommen sollten. Gleichheit ist somit das Nebenprodukt 
anderer normativer Forderung und nicht die zentrale Orientierungsgröße bei 
Umverteilungen. »Wenn das Streben nach Gleichheit moralisch geboten ist, 
dann deshalb, weil dadurch ein anderer Wert gefördert wird, und nicht, weil 
Gleichheit als solche moralisch erstrebenswert ist« (Frankfurt 1997: 39). Als 
Alternative zur Gleichheit werden andere normative Forderungen 
formuliert, die den Bürgern eines Staates absolut – also nicht-komparativ – 
zukommen sollten, wie Inklusion (Schramme 2006a) oder Achtung 
(Frankfurt 1997). Dieser Vorwurf gegen den Egalitarismus kann als 
»Verwechslung von ›Allgemeinheit‹ mit ›Gleichheit‹« (Krebs 2003: 67) 
bezeichnet werden. Trotz dieses Vorwurfs wird aber der Wert der Gleichheit 
zum Ziel des Sozialstaats erklärt, indem postuliert wird, dass der Sozialstaat 
»mehr Gleichheit durch den Abbau von Wohlstandsdifferenzen« (Zacher 
1987: 1060)48 schaffen solle. Am Beispiel dieser Forderung kann man sich 
die generellen Zweifel, die mit der Gleichheit verbunden sind, verdeutlichen. 
Folgende Fragen stellen sich im Anschluss an diese Zielbestimmung: Sind 
große Wohlstandsdifferenzen wirklich ein Thema, dem sich der Sozialstaat 
annehmen sollte? Oder geht es im Sozialstaat vielmehr um absolute Ansprü-
che, die nicht erfüllt werden, sobald jemand unter ein gewisses Minimum 
fällt? Es ist generell fraglich, ob den Empfängern sozialstaatlicher Leistun-
gen von einer Verteilungsgleichheit profitieren würden.  

»Die Adressaten der sozialstaatlichen Versorgung sind Arbeitslose, Arbeitsunfähige, 
Rentner, Kranke und geistig, psychisch und körperlich Behinderte, all die also, die 
sich in einer Gesellschaft der Gegenseitigkeit, des wechselseitigen Vorteils nicht 
behaupten können, da sie nichts anzubieten haben, das zu erwerben andere 
interessiert sein könnten« (Kersting 2002a: 124).  

—————— 
Kontexten sogar erwünscht. (4) Gleichheit ist aus pragmatischen Gründen nicht her-
stellbar. Sie ist realitätsfremd und daher nicht realisierbar (Krebs 2003: 67–79). Für einen 
Überblick über die Debatte siehe Krebs 2000. 

 48 Der Vollständigkeit halber muss hier noch angeführt werden, dass Hans F. Zacher die 
Gleichheit nicht als alleiniges Ziel des Sozialstaats ansieht: »Die wichtigsten Ziele des 
›Sozialstaats‹ sind: Hilfe gegen Not und Armut und ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum für jedermann; mehr Gleichheit durch den Abbau von Wohlstandsdifferenzen und 
die Kontrolle von Abhängigkeitsverhältnissen; mehr Sicherheit gegenüber den ›Wechsel-
fällen des Lebens‹; und schließlich Hebung und Ausbreitung des Wohlstandes« (Zacher 
1987: 1060f.). 
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Ein Egalitarist würde die genannten gesellschaftlichen Akteure49 mit einer 
bestimmten Form der Gleichverteilung vertrösten. Oft benennt die 
Gleichheit aber nicht das, was den Empfängern sozialstaatlicher Leistungen 
wirklich fehlt. Sie zeichnen sich nicht vorrangig dadurch aus, dass sie im 
komparativen Sinne benachteiligt sind. Vielmehr fehlt ihnen etwas, das sich 
nur in absoluten Maßstäben ausdrücken lässt:  

»Sicherlich sind es nicht formale, sondern substantielle Bestimmungen, die genuin 
moralische Bedeutung haben. Es kommt darauf an, ob Menschen ein gutes Leben 
führen, und nicht, wie deren Leben relativ zu dem Leben anderer steht« (Frankfurt 
1997: 41).  

Die Verteilungsgleichheit berücksichtigt also die Gründe nicht hinreichend, 
warum gesellschaftliche Akteure auf sozialstaatliche Leistungen angewiesen 
sind. Deswegen kommt ein Staat, der sich der Verteilungsgleichheit ver-
schreibt, zentralen Forderungen unseres Sozialstaatsverständnisses nicht 
mehr nach. 

»Eine starke moralische Intuition sagt uns, daß nicht sich selbst überlassen bleiben 
darf, wer aus eigenem Vermögen am gesellschaftlichen Kooperationssystem nicht 
oder nur eingeschränkt teilnehmen kann. Dem ist schwerlich zu widersprechen. 
Zahlreiche Gründe streiten für eine solche Annahme: Ideen der Würde, der 
Nächstenliebe, der realen Freiheitschancen. Ob die Egalität gleichfalls zu diesen 
Gründen zu zählen ist, erscheint hingegen zweifelhaft. Denn der Kranke, der 
Behinderte, der Lernschwache, der von den Lebensumständen wenig Begünstigte 
soll eigentlich nicht Hilfe erfahren, weil er ungleich ist, sondern weil den Lebens-
beeinträchtigungen, die von der Krankheit, Behinderung Lernschwäche [sic!] etc. 
ausgehen, entgegengewirkt werden soll« (Heinig 2008: 164f.).50 

Diese Vorbehalte kann man auch gegen andere Varianten der Gleichheit 
anführen. In Sozialstaaten wird immer wieder die Forderung nach Chancen-

—————— 
 49 Ich verwende den Begriff »gesellschaftliche Akteure« im Rahmen dieser Untersuchung 

allgemein für alle Menschen, die im Rahmen einer Gesellschaft agieren.  
 50 Darüber hinaus gibt es noch politische Zweifel an der politischen Durchsetzbarkeit des 

Egalitarismus – das kommt jedenfalls in folgendem, sehr drastischen Zitat von Wolfgang 
Kersting zum Ausdruck: »Ich halte den Egalitarismus für eine philosophisch wie politisch 
verhängnisvolle Konzeption. Seine Sozialstaatsbegründung ist kohärenztheoretisch halt-
los und widerspricht wichtigen moralischen und personentheoretischen Überzeugungen 
unseres Selbstverständnisses. Die politische Realisierung seiner Gerechtigkeitsvorstellun-
gen führt zu einem expansiven Etatismus leviathanischen Ausmaßes, zur administrativen 
Enteignung des Bürgers. Die Organisationsform, die ihn politisch wirklich werden ließe, 
würde dem totalitären Sozialismus aufs Verwechseln gleichen« (Kersting 2002b: 62). 
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gleichheit laut. Doch gerade in Bezug auf Beispiele, in denen gesell-
schaftliche Akteure beispielsweise durch eine Behinderung benachteiligt 
sind, ist fraglich, ob die Forderung gleicher Chancen zielführend ist. Geht es 
nicht eher um Chancen, die der individuellen Bedürftigkeit entspre-
chen?51Als Ziel des Sozialstaats kommen also nicht alle Varianten der 
Gleichheit infrage. Vor allem gegen die Verteilungsgleichheit gibt es starke 
Vorbehalte. Eine Gleichverteilung ist unter Umständen sogar schädlich 
(Schramme 2006a: 187–190). Dennoch ist der Wert der Gleichheit eine 
entscheidende Bezugsgröße der sozialstaatlichen Praxis. Aus diesem Grund 
kann die Forderung der Gleichheit nicht so einfach zurückgewiesen werden. 
Ein Sozialstaat sollte mindestens die formale Gleichheit für alle Bürger ge-
währleisten. Darüber hinaus kann ein »relatives Mehr an Gleichheit« (Zacher 
1987: 1069) im Sozialstaat hergestellt werden52 – ob und inwiefern das 
gewünscht ist, müssen die Bürger der jeweiligen Sozialstaaten selbst ent-
scheiden. Die Verteilungsgleichheit gehört jedenfalls nicht zu den Minimal-
bedingungen des Sozialstaats. Es sind Sozialstaaten denkbar, die nicht auf 
umverteilende Maßnahmen zugunsten der Gleichheit zurückgreifen. 

Die Freiheit stellt den dritten Wert dar, der zum Wertekanon des Sozial-
staats gehört. Als abstrakte Orientierungshilfe für die Ausgestaltung sozial-
staatlicher Institutionen scheint sich der Wert der Freiheit insofern anzubie-
ten, als der Sozialstaat selbst eine Voraussetzung für die Verwirklichung der 
Freiheit darstellt (Möhle 2001: 122). Ohne den Sozialstaat würden viele Bür-
ger eines Staates nicht die Mittel besitzen, von ihrer Freiheit Gebrauch zu 

—————— 
 51 Ich gehe im Rahmen der Auseinandersetzung mit John Rawls noch auf verschiedene Ver-

wendungsweisen der Chancengleichheit ein (Kapitel II.1). Des Weiteren komme ich auf 
die Frage, ob Chancengleichheit eine sinnvolle Forderung im Sozialstaat darstellt noch 
zurück, wenn ich mich mit dem sozialstaatlichen Umgang mit Behinderungen befasse 
(Kapitel IV.2). Aus diesem Grund vertiefe ich die Idee der Chancengleichheit an dieser 
Stelle nicht weiter.  

 52 Es ist natürlich fraglich, ob die Gleichheit wirklich das inhaltliche Ziel ist, das durch die 
Umverteilung erreicht werden soll. Hier kommt es meines Erachtens auf die 
Rechtfertigung an, die der Umverteilung zugrunde gelegt wird. Es sind beispielsweise 
Rechtfertigungen einer Reichensteuer denkbar, die explizit die Schere zwischen Arm und 
Reich verringern wollen – solche Rechtfertigungen treten für Gleichheit ein, sofern sie 
nicht andere Gründe angeben. Daneben gibt es allerdings auch Rechtfertigungen von Um-
verteilungen, die ein Mehr an Gleichheit nicht primär fordern. Eine Umverteilung zugun-
sten eines würdevollen Lebens bringt zweifellos mehr Gleichheit hervor. Die Gleichheit 
ist hier aber nur ein Nebenprodukt einer anderen moralischen Forderung. 
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machen.53 Gleichzeitig wird ein Sozialstaat ohne die Voraussetzung der Frei-
heit kaum seinen eigenen Anspruch gerecht. »Kein Sozialstaat ohne Freiheit 
– ohne Freiheit kein Sozialstaat!« (Ehrenberg/Fuchs 1980: 15). Als Ziel des 
Sozialstaats ist der Wert der Freiheit deswegen ausgesprochen attraktiv. 
Allerdings weist er auch eine gewisse Unbestimmtheit auf, die gerade für den 
Gegenstand des Sozialstaats einige Probleme mit sich bringt. Damit die Frei-
heit überhaupt als Ziel des Sozialstaats infrage kommen kann, muss man 
sich vor Augen führen, auf welche Form der Freiheit der Sozialstaat über-
haupt Bezug nimmt. Dafür ist zunächst Isaiah Berlins berühmte Unterschei-
dung zwischen negativer und positiver Freiheit heranzuziehen, wobei – wie 
sich zeigen wird – die positive Freiheit zwei unterschiedliche Interpretatio-
nen zulässt. Letztlich offenbaren sich in diesem Abschnitt also drei Ver-
ständnisse des Terminus der Freiheit. Gemäß dem negativen Freiheitsbegriff 
wird die Freiheit über die fehlende Beeinflussung von anderen bestimmt. 
»Gewöhnlich sagt man, ich sei in dem Maße frei, wie niemand in mein Han-
deln eingreift, kein Mensch und keine Gruppe von Menschen« (Berlin 1958: 
201). Nach dieser Bestimmung ist jemand im negativen Sinne frei, wenn er 
frei von bestimmten Zwängen ist. »Die Grundbedeutung von Freiheit ist 
Freiheit von Ketten, von Eingesperrtsein, von Versklavung durch andere« 
(ebd.: 58). Das Freisein von anderen Einflüssen ist eine wichtige 
Voraussetzung des staatlichen Zusammenlebens. Ein Rechtsstaat sollte 
genau jene negative Freiheit schützen – er sollte das Recht auf Freiheit 
anerkennen.54 Diesen Rahmen sollte auch der Sozialstaat nicht verlassen. 
Allerdings ist der Begriff der negativen Freiheit nicht stark genug, um aus 

—————— 
 53 Diesem Argument begegnet man vor allem in Arbeiten, die eine freiheitsfunktionale Inter-

pretation des Sozialstaats vorschlagen. Ein Beispiel für diese Interpretation liefert 
Hans-Michael Heinig mit seinem Werk Der Sozialstaat im Dienst der Freiheit. Zur Formel vom 
»sozialen« Staat in Art. 20 Abs. 1 GG (2008). Er vertritt dort die Position, dass man norma-
tive Aussagen zum Sozialstaat auf der Grundlage des Grundgesetzes formulieren kann, 
wenn man den Sozialstaat freiheitsfunktional auslegt (Heinig 2008: 7–9). Hierfür erklärt 
Hans-Michael Heinig die Freiheitsfunktionalität zur »zentrale[n] Leitidee« (ebd.: 9), die 
einen Mehrwert für den Zugang zum Sozialstaat des Grundgesetzes liefert (ebd.). 

 54 Die staatliche Anerkennung des Rechts auf Freiheit ist natürlich auch mit gewissen Pflich-
ten verbunden. Aus dem negativen Freiheitsbegriff folgen bestimmte Pflichten der Nicht-
einmischung: »Niemand darf Person A an irgendeiner Handlung (aktiv und intentional) hin-
dern. Was dasselbe ist wie: Jeder hat Person A gegenüber die Pflicht, sie an keiner Han-
dlung (aktiv und intentional) zu hindern« (Wendt 2009: 111) Eine wichtige Frage ist na-
türlich, wie weit ein Staat diese Pflicht anerkennen sollte und wo die Grenzen der Freiheit 
zu verorten sind. Auf diese Frage gehe ich an einer späteren Stelle dieser Untersuchung 
ausführlicher ein (Kapitel V.2). 
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ihm sozialstaatliche Leistungen generieren zu können. Deswegen kann es 
bei den Zielen des Sozialstaats nicht primär um die negative Freiheit gehen. 
Wenn es um die konkrete Ausgestaltung sozialstaatlicher Institutionen geht, 
sollte viel eher gefragt werden, was über die Sicherstellung dieser Freiheit 
hinaus für Leistungen angeboten werden sollten. Hierfür bietet sich das 
Konzept der positiven Freiheit an: 

»Die ›positive‹ Bedeutung des Wortes ›Freiheit‹ leitet sich aus dem Wunsch des In-
dividuums ab, sein eigener Herr zu sein. Ich will, dass mein Leben und meine Ent-
scheidungen von mir abhängen und nicht von irgendwelchen äußerlichen Mächten. 
Ich will das Werkzeug meiner eigenen, nicht fremden Willensakte sein. Ich will Sub-
jekt, nicht Objekt sein; will von Gründen, von bewussten Absichten, die zu mit ge-
hören, bewegt werden, nicht von Ursachen, die gleichsam von außen auf mich ein-
wirken« (Berlin 1958: 211). 

Im Unterschied zur negativen Freiheit bezieht sich die positive Freiheit auf 
andere Formen der Einschränkung. »Theorien positiver und negativer 
Freiheit unterscheiden sich dahingehend, welche Quellen und Typen von 
Einschränkungen sie für normativ relevant halten und wie spezifisch und 
wie weit diese Einschränkungen bestimmt werden« (Drerup 2013: 222f.). 
Während eine Theorie, die sich nur auf den negativen Freiheitsbegriff beruft, 
eine strikt antipaternalistische Ausrichtung aufweist, haftet den Theorien der 
positiven Freiheit der Vorwurf des Paternalismus an (ebd.: 224). Letztlich 
trifft dieser Vorwurf aber nur auf einen bestimmten Gebrauch des Begriffs 
der positiven Freiheit zu, der ein perfektionistisches55 »Ideal des Freiheits-
gebrauchs« (Schramme 2006a: 207) fordert. referiert der Freiheitsbegriff auf 
ein »›wirkliches‹ Selbst« (Berlin 1958: 213), das eigentlich in jedem Menschen 
liegt, aber nicht unmittelbar erkannt wird. Im Inneren des Menschen befin-
det sich demnach »eine okkulte Entität« (ebd.), die seinen realen Wünschen 
übergeordnet ist. Hierin sieht Isaiah Berlin die Gefahr der positiven Freiheit: 

»Sobald ich mir diese Ansicht zu eigen gemacht habe, bin ich in der Lage, die tat-
sächlichen Wünsche von Menschen und Gesellschaften zu ignorieren und Men-
schen oder Gesellschaften im Namen und zum Wohle ihres ›wirklichen‹ Selbst zu 
drangsalieren, zu unterdrücken, zu foltern – all dies in dem sicheren Wissen, daß das 

—————— 
 55 Letztlich ist ein solches Freiheitsideal als perfektionistisch zu klassifizieren, weil es einen 

bestimmten Endzustand der menschlichen Entwicklung vorgibt. Diese Form des Per-
fektionismus bezeichne ich an späterer Stelle dieser Untersuchung als stark-teleologischen 
Perfektionismus. Letztlich weise ich eine solche perfektionistische Theorieform zurück. 
Stattdessen argumentiere ich für eine schwächere Version des Perfektionismus (Teil III). 
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wahre Ziel des Menschen […] identisch mit seiner Freiheit sein muß – der freien 
Wahl seines ›wahren‹, wenn auch oft verschütteten und sprachlosen Selbst« (ebd.). 

Sobald sich ein Sozialstaat auf einen solchen perfektionistischen 
Idealgebrauch der positiven Freiheit beruft, sprengt er die Grenzen des 
Rechtsstaates. Für eine Theorie des Sozialstaats kann das keine Alternative 
sein. Dennoch sollte der Begriff der positiven Freiheit als Ziel des Sozial-
staats noch nicht gänzlich abgeschrieben werden. Um den Begriff der posi-
tiven Freiheit herrscht insofern Verwirrung als mit ihm noch eine dritte Ver-
sion der Freiheit in Verbindung gebracht wird. Positive Freiheit wird in 
dieser Lesart als »Befähigungs- oder Optionsmodell« (Schramme 2006a: 
207) aufgefasst.56 Sobald sich der Staat an diesem Begriff der Freiheit 
orientiert, sollte er seinen Bürgern die entsprechenden Mittel zur Verfügung 
stellen, die sie benötigen, um von der Freiheit Gebrauch machen zu können 
(ebd.).57 Der Begriff der Freiheit wird in dieser Lesart also »in die Frage nach 
institutionellen Bedingungen für individuelle Handlungsspielräume« (Vobruba 2003: 
137) überführt. Dadurch scheint sich diese Version der positiven Freiheit als 
sozialstaatliches Ziel anzubieten. Sie muss aber noch rechtfertigen, wozu die 
einzelnen Bürger befähigt werden sollen. Denkbar wäre beispielsweise ein 
schwaches Autonomieideal, das die Bürger die aktive Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben ermöglicht.58 Diese Auslegung der positiven Freiheit ist 

—————— 
 56 Diese Lesart der Freiheit wird häufig auch als reale oder effektive Freiheit bezeichnet (van 

Parijs 1995; Swift 2006: 55–59, 89f.). Sobald Freiheit so verstanden wird, können Isaiah 
Berlins zwei Freiheitsbegriffe auf ein Freiheitsschema reduziert werden. Das zeigt jeden-
falls Gerald MacCallum, der die Freiheit als eine »triadic relation« (MacCallum 1967: 314) 
auffasst: »Taking the format ›x is (is not) free from y to do (not do, become, not become) 
z,‹ x ranges over agents, y ranges over such ›preventing conditions‹ as constraints, restric-
tions, interferences, and barriers, and z ranges over actions or conditions of character or 
circumstance« (ebd.). Gerald MacCallum missversteht allerdings Isaiah Berlins Kritik an 
der positiven Freiheit, weil er die perfektionistische Lesart der positiven Freiheit nicht 
berücksichtigt (Schramme 2006a: 216). 

 57 Diese Lesart der positiven Freiheit weist Ähnlichkeiten zum Fähigkeitenansatz von 
Amartya Sen und Martha C. Nussbaum auf (Sen 1992; Nussbaum 2006). Amartya Sen 
betrachtet beispielsweise die Fähigkeiten einer Person als Grundlage der Freiheit des 
Wohlergehens [well-being freedom] (Sen 1992: 40). Staatliche Mittel müssten demnach so 
verteilt werden, dass sie den Fähigkeiten und damit der Freiheit des Wohlergehens einer 
Person zugutekommen. Der Fähigkeitenansatz stellt also eine besondere Interpretation 
der positiven Freiheit in der befähigenden Lesart dar. 

 58 Ein solches schwaches Autonomieideal konzipiert beispielsweise John P. Christman: 
»Autonomy is defined in various ways, but most conceptions stress the capacity for critical 
self-reflection in the development of value systems and plans for action. Such capacities 


